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1.   
Einleitung

Kinderrechte zu achten – darauf werden sich die allermeis-
ten Menschen verständigen können, gerade im schulischen 
Feld. Doch schauen wir genauer darauf, was mit den Kin-
derrechten eigentlich gemeint ist, wird schnell deutlich, 
dass in der Beachtung und Umsetzung der Kinderrechte in 
Deutschland ein großer Nachholbedarf besteht. Denn die 
1989 verabschiedete und 1992 von Deutschland ratifizierte 
UN-Kinderrechtskonvention (KRK) ist oftmals nur bedingt 
in die alltägliche, schulisch-pädagogische Arbeit überführt, 
auch wenn die Kinderrechte immer wieder in der Öffent-
lichkeit thematisiert werden (etwa als Kampagne #Kinder 
stören). Die Schutzrechte erfahren am ehesten gesell-
schaftliche Aufmerksamkeit, sie werden den Kindern als 
Rechtsträgern bewusst zugeschrieben und ihre Beachtung 
wird an vielen Stellen strukturell wie auch institutionell ge-
stützt (Stichwort institutionelle Schutzkonzepte). Und 
trotzdem zeigt sich nach wie vor, dass sie nicht immer ge-
währleistet werden können, wie etwa die Statistiken zur se-
xualisierten Gewalt gegen Kinder und Jugendliche zeigen. 
Die Frage der Beachtung und Umsetzung der Förder- und 
Beteiligungsrechte ist dagegen gesellschaftlich deutlich 
weniger umrissen. Nicht nur vorübergehend während der 
Coronapandemie, sondern in der gesamten aktuellen Le-
bensrealität von Kindern sind Konflikte, Dauerkrisen und 
Ungleichheitserfahrungen präsent. Der gesellschaftliche 
Krisenmodus führt dazu, dass Kinder nach wie vor politisch 
übersehen werden. In einer alternden Gesellschaft stellen 
sie als nachwachsende Generation gesellschaftlich eine 
Minderheit dar, die politisch keine Beachtung findet (vgl. 
El-Mafalaani et al. 2025). Überspitzt kann man formulie-
ren: Kinder haben keine Lobby und bekommen das immer 
wieder zu spüren.

Die Diskussion, ob die Kinderrechte explizit in das Grund-
gesetz aufgenommen werden sollen – und wenn ja, wie –, 
zeigt, dass der Status und die Rolle der KRK für die Gesell-
schaft im Allgemeinen und die Schule im Speziellen noch 
wenig konturiert sind. In der Ampelkoalition wurde das 
Ziel, die Kinderrechte im Grundgesetz zu verankern, nicht 
erreicht. In den Wahlprogrammen für die Bundestagswahl 
2025 haben Die Grünen sowie die SPD dieses Ziel erneut 
aufgenommen. 

Die Notwendigkeit der Beachtung von Kinderrechten bzw. 
deren bisher fehlende Einbindung lässt sich an zwei weite-
ren Diskursen aufzeigen.

Erstens: In der Diskussion um die Auseinandersetzung mit 
aktuellen Herausforderungen, wie beispielsweise antidemo-
kratische Tendenzen, Antisemitismus, Fremdenfeindlich-
keit, Rassismus, Sexismus oder Homophobie in der Gesell-
schaft, aber auch dem Angriffskrieg in Europa und nicht 
zuletzt der Klimakrise, wird der Schule als Bildungsinstitu-
tion immer wieder eine (Teil-)Verantwortung für das Auffin-
den angemessener Wege des Umgangs und der Bewälti-
gung dieser multiplen Krisen zugesprochen (z. B. Weisband 
2024). Ohne diesen gesellschaftlichen Auftrag als Teil 
schulischer Aufgaben aberkennen zu wollen, muss jedoch 
konstatiert werden, dass derart globale Forderungen an die 
Schule zunächst mal eine Überforderung für diese darstellt 
und der gesamtgesellschaftliche Zusammenhang hier nicht 
unterschlagen werden darf. Die Perspektive von Kindern in 
diesen Feldern aber ernst zu nehmen und sie darin zu be-
stärken, die Gesellschaft mitzugestalten, erscheint als ein 
wichtiges und zukunftsweisendes Anliegen. Und genau hier 
bietet die KRK mit ihren Rechtsbereichen Schutz, Förde-
rung und Beteiligung die grundlegende Basis für die Ge-
staltung eines solchen schulischen Lern- und Entwicklungs-
auftrags. Die häufig schon bestehenden lokalen und regio-
nalen Bezüge der Beteiligung von Kindern im 
gesellschaftlichen und (kommunal-)politischen Raum kön-
nen hier eine Vorlage darstellen, wenn es darum geht, die 
Kinder in menschenrechtlich fundierte Prozesse systema-
tisch einzubinden.

Zweitens: Neben den von außen gesetzten gesellschaftli-
chen Anforderungen und gegebenenfalls Überforderungen 
an Schule wird im bildungswissenschaftlichen und -politi-
schen Diskurs das Schulsystem auch von innen heraus im-
mer wieder angefragt bzw. kritisiert. So belegen empirische 
Daten nach wie vor die hohe Abhängigkeit des individuel-
len Schulerfolgs von der sozialen Herkunft ebenso wie die 
Gefahr der strukturellen Diskriminierung und Exklusion be-
stimmter Schüler_innengruppen (vgl. z. B. Lewalter et al. 
2023; Sturm 2015; Vock/Gronostaj 2015). Auch die schul-
strukturellen und -organisatorischen Antworten auf das bil-
dungspolitische Paradigma der Inklusion zeigen 16 Jahre 
nach Ratifizierung der UN-Behindertenrechtskonvention 
nur begrenzten Erfolg (vgl. z. B. Klemm 2021; MSB NRW 
2024).

Beide Diskurslinien unterstreichen in ihrer Konsequenz die 
mögliche Kompasswirkung der Kinderrechte für die Gestal-
tung einer heterogenitätssensiblen, inklusiven Schule. Als 
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Gegenentwurf zur vermuteten Überforderung von Schulen 
durch gesellschaftliche Anforderungen bieten die Kinder-
rechte einen inhaltlichen Rahmen, da sie als ein grundle-
gender normativer Kompass für die Gestaltung von Schule 
und Unterricht als Gesamtes angelegt werden können, an 
der sich eine schulische Praxis freiheitlich demokratischer 
Gesellschaften orientieren und ausrichten kann. Sie stellen 
die wertebasierte Grundlage dar, um den aktuellen gesell-
schaftlichen Herausforderungen (z. B. antidemokratische 
bzw. rassistische Tendenzen oder die Klimakrise) jenseits 
eines naiven „Lösungsversprechens“ normativ begegnen zu 
können. Und gleichzeitig zeigen die Kinderrechte eine 
mögliche Perspektive der Nichtdiskriminierung und Aner-
kennung von Schüler_innengruppen auf, die im aktuellen 
Schulsystem von Ausschluss und Marginalisierung betrof-
fen sind. Eine solche normative Kinderrechtsperspektive für 
die Schule soll deshalb an dieser Stelle bis auf die schul- 
und unterrichtspraktische Ebene der Didaktik, Methodik 
und des alltäglichen Umgangs durchdekliniert werden. 

In diesem Text werden deshalb anhand zentraler Kinder-
rechte konkrete Ideen für die Schule entwickelt, wie Kinder-
rechte zu einem wertebasierten Fundament des pädagogi-
schen Arbeitens werden können. Vor dem Hintergrund ei-
ner rechtlichen Verpflichtung der Institution Schule zur 
Umsetzung der Kinderrechte (und der damit einhergehen-

den Rolle der Lehrkräfte als Pflichtentragende) werden 
schulische Ausgestaltungsideen einer kinderrechtsbasierten 
Schule, orientiert an den Kernkompetenzen von Lehrkräf-
ten, entwickelt: Unterrichten, Erziehen, Bewerten und Inno-
vieren (vgl. KMK 2004). Für die Bildungsinstitution Schule 
werden zentrale Artikel in Hinblick auf eine kinderrechtsba-
sierte Gestaltung von Schule und Unterricht expliziert und 
konkretisiert. Hierdurch soll eine klarere Anbindung der 
Kinderrechtsartikel, die ja allgemein formuliert sind und 
sich nicht nur auf die Schule richten, verdeutlicht werden. 
Dabei ist die vorgenommene Interpretation nicht als recht-
liche Interpretation – wie dies etwa Jurist_innen vorneh-
men könnten –, sondern als eine pädagogische Lesart zu 
verstehen. Ausgehend von diesen Überlegungen werden 
empirische Belege herangezogen, um die aktuelle Lage im 
deutschen Bildungssystem, in den deutschen Schulen und 
auch im Unterricht genauer zu beschreiben. Darauf aufbau-
end werden dann zu den jeweiligen Rechtsbereichen und 
konkretisierenden Artikeln schulpraktische Beispiele zur Il-
lustration möglicher Gestaltungsweisen einer kinderrechts-
basierten Schule herangezogen. Durch diese Struktur wer-
den sowohl Personen in der Politik und Administration als 
auch in der Schulpraxis angesprochen und angeregt, den 
institutionellen und individuellen Handlungsrahmen in Be-
zug auf die Kinderrechte zu reflektieren, zu gestalten und 
weiterzuentwickeln. 
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2.   
Kinderrechte 

1 Committee on the Rights of the Child (2003): General Comment No. 5 – General Measures of Implementation of the Convention on the Rights of the Child (arts. 4, 42 and 
44, para. 6), UN Doc CRC/GC/2003/5, § 21; siehe auch die Abschließenden Bemerkungen des Ausschusses zu den deutschen Staatenberichten, in: UN Doc CRC/C/15/
Add.43 (1995),§ 43; CRC/C/15/Add.226 (2004), §§ 9 f.; CRC/C/DEU/CO/3-4 (2014), §§ 9f.

Einordnung 

Die KRK ist als eine Spezifizierung der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte zu verstehen. Die Menschen-
rechte gelten für alle Menschen, unabhängig ihrer zuge-
schriebenen Differenzmerkmale. Dennoch hat sich im Lau-
fe der Zeit eine Ausdifferenzierung der Menschenrechte 
entwickelt, die sich jeweils an unterschiedlichen Zielgrup-
pen orientiert. 

Gemein sind diesen Konventionen die Ausrichtung auf Men-
schen, die im besonderen Maße von Marginalisierung und 
Diskriminierung bedroht sind. Hierzu zählen auch Kinder. 
Kinder werden in der Konvention über ihr Lebensalter (0–18 
Jahren) definiert. Die KRK entstand in jahrzehntelanger Ar-
beit, einige Vorläufer wurden seit Beginn des 20. Jahrhun-
derts von der internationalen Staatengemeinschaft disku-
tiert. 1989 wurde die Konvention durch die Vereinten Natio-
nen vorgelegt. Die KRK wurde von so vielen Staaten wie 
keine andere Konvention unterzeichnet. Bis auf die USA ha-
ben alle Staaten der Vereinten Nationen die Kinderrechte 
übernommen. Deutschland hat diese Konvention 1992 rati-
fiziert. Damit ist die KRK geltendes Recht in Deutschland 
und nicht nur eine Vereinbarung, an der sich der Staat mit 
seinen Institutionen orientieren kann. Rechtlich gesehen hat 
sie den Status eines Bundesrechts. Seit 2010 ist die KRK 
vollumfänglich ratifiziert. Denn vorab waren die Kinderrech-
te für Asylsuchende und Geflüchtete eingeschränkt. Diese 
Einschränkungen wurden 2010 aufgehoben. 

Die KRK ist mit ihrer Ratifizierung für Deutschland bindend 
und muss in geltendes nationales Recht überführt werden. 
Deutschland hat sich damit verpflichtet, alle geeigneten 
Maßnahmen zur Umsetzung der KRK zu ergreifen. Für die 
Verwirklichung der Konvention bleibt aber ein politischer 
Gestaltungsraum. Die Frage ist etwa, wie die Kinderrechte 
als ratifizierte Konvention in Gesetze der einzelnen Bun-
desländer überführt (etwa auf Ebene der Schulgesetze) und 
welche Verordnungen hieraus abgeleitet werden. In 
Deutschland öffentlich sichtbar wird dies etwa bei der Dis-
kussion, ob die Kinderrechte explizit in das Grungesetz 
übernommen werden oder ob dies nicht notwendig ist, da 
die Kinder ohnehin immer mitgemeint sind. In dieser Kont-

roverse wird gleichzeitig der Vorwurf laut, die Kinderrechte 
seien letztendlich ein stumpfes Schwert, ein Thema für po-
litische Sonntagsreden. Auch wenn der UN-Kinderrechts-
ausschuss1 eine Verankerung in den Verfassungsrechten, in 
Deutschland also im Grundgesetz, seit jeher befürwortet, 
ist dies laut Konvention nicht verpflichtend. 

Aus juristischer Perspektive betont Wapler, dass es viel-
mehr darauf ankommt, „ob sich die Pflichten aus der Kon-
vention im einfachen Recht – etwa in den Landesschulge-
setzen oder im Kinder- und Jugendhilferecht – und in der 
Rechtspraxis widerspiegeln. Erst im einfachen Recht und 
im Prozess seiner Anwendung werden konkrete Lebensla-
gen geregelt, Leistungen bewilligt und Ansprüche gewährt“ 
(Wapler 2020: 69). Der Gewinn einer Verankerung der Kin-
derrechte im Grundgesetz könnte jedoch andererseits darin 
liegen, dass eine explizite Betonung der spezifischen Rech-
te von Kindern deutlich klarer positioniert wäre und auch 
deutlich stärker in den Mittelpunkt der Überlegungen, etwa 
in der politischen Ausgestaltung, aber auch in der Recht-
sprechung führen dürfte. Die Interessen der Kinder könnten 
stärker Berücksichtigung finden, wenn sie aus der Verfas-
sung heraus als expliziter Prüfstein eingebunden wären in 
politische und juristische Entscheidungsprozesse. Dabei 
geht es um lokale Fragen (etwa zur Gestaltung des Stra-
ßenverkehrs), aber auch um grundlegende Fragestellungen 
(etwa mit Blick auf die Kinderarmut in Deutschland). Der 
politische Handlungsdruck in der Bearbeitung dieses The-
mas wäre über die Verankerung der Kinderrechte im Grund-
gesetz sicherlich höher. 

Gleichwohl – unabhängig von der Verankerung im Grund-
gesetz – sind die Kinderrechte als eine Ausdifferenzierung 
der Menschenrechte ein starkes Statement. Ein bewusstes 
Entgegenwirken, etwa durch Politiker_innen oder andere 
Verantwortliche für gesamtgesellschaftliche Entscheidun-
gen, ist dennoch in den aktuellen rechten Strömungen 
durchaus erkennbar, wenn das Recht der Eltern auf Erzie-
hung über die Rechte der Kinder gestellt wird. Das Argu-
ment lautet, dass durch die Kinderrechte die Elternrechte 
geschwächt würden und der Staat zu stark in die individu-
ellen Angelegenheiten der Familien eingreifen würde. Hin-
zu kommt immer wieder die Frage der Fähigkeit: Können 

5Kinderrechte als Grundlage für Schule und Unterricht

https://www.unicef.de/informieren/ueber-uns/fuer-kinderrechte/un-kinderrechtskonvention
https://www.bmz.de/de/service/lexikon/allgemeine-erklaerung-der-menschenrechte-60138
https://www.bmz.de/de/service/lexikon/allgemeine-erklaerung-der-menschenrechte-60138


Kinder überhaupt Entscheidungen mittreffen? Abgespro-
chen wird der Gruppe der unter 18-Jährigen oftmals die 
Orientierung in einer komplexen Welt und die Einnahme 
von nicht-egoistischen Perspektiven. 

Die Frage der Explizierung der Kinderrechte bleibt dem-
nach bestehen: Wie werden sie in den Alltag überführt? 
Und welche Möglichkeiten der Umsetzung haben etwa Ver-
antwortungstragende wie Lehrpersonen? Diesen Fragen 
soll im Rahmen der hier vorliegenden Expertise für die Be-
reiche Schule und Unterricht nachgegangen werden. 

Rechtsbereiche

Die Konvention umfasst 54 Artikel, die sich in die Rechts-
bereiche Schutz, Entwicklung und Förderung sowie Beteili-
gung auf Basis des Kindeswohls (im Original: Best Interest 
of the Child) unterteilen. 

Schutzrechte garantieren ein unteilbares Recht auf körper-
liche Unversehrtheit einerseits und Nichtdiskriminierung 
andererseits. Dabei muss mit Blick auf das deutsche 
Rechtssystem unterschieden werden zwischen Kindeswohl-
beeinträchtigung, Kindeswohlgefährdung und der Verlet-
zung von Kinderrechten. Kindeswohlbeeinträchtigung und 
-gefährdung begegnen Lehrpersonen oftmals im Konflikt 
mit den Familien, etwa wenn Kinder im Sinne einer Erzie-
hung körperliche Bestrafungen erfahren oder wenn Erzie-
hungsberechtigte ihrer Pflicht (etwa Ernährung, Kleidung, 
Gesundheitsfürsorge) nicht nachkommen. Hier treten die 
Lehrpersonen im Sinne einer Verpflichtung qua Amt als 
Anwält_innen der Kinder auf, etwa indem sie das Jugend-
amt informieren und Schutzräume für Kinder anbieten. Die 
Kinderrechtsverletzungen gehen über solche Fragen der di-
rekten Gefährdung noch einmal hinaus. Im Schulsystem 
verbietet das Recht auf Nichtdiskriminierung beispielsweise 
eine Schlechterstellung aufgrund der sozialen Herkunft 
oder des Geschlechts. 

Entwicklungs- und Förderrechte umfassen das Recht auf 
hochwertige Bildung und Entwicklung für alle Schüler_in-
nen, ungeachtet ihrer sozioökonomischen Verhältnisse oder 
möglicher Beeinträchtigungen. In diesen Rechtsbereich fal-
len für den schulischen Rahmen Fragen nach den bestmög-
lichen Lern- und Förderbedingungen für die/den einzelne_n 
Schüler_in, die beispielsweise im Rahmen der Schaffung 
inklusiver Lernkontexte gestellt werden. Die Perspektive 
richtet sich dabei auf die Beachtung der biografischen und 
milieugeprägten Vorerfahrungen und die Schaffung von 
Lernmöglichkeiten, die an ebendiese Vorerfahrungen im 
Sinne der nächsten Zone der Entwicklung anknüpfen. 

2 Siehe z. B. Beschluss der KMK 2009 i. d. F. vom 11.10.2018: https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/2009/2009_03_06-Staerkung_De-
mokratieerziehung.pdf (11.4.2025).

Beteiligungsrechte sichern das Recht auf Mitsprache und 
eine eigene Meinung. Die Beteiligungsrechte fordern bei-
spielsweise die Entwicklung einer demokratischen Grund-
haltung in der Schule durch demokratisch orientierte Lern-
prozesse. Gerade mit Blick auf gesamtgesellschaftliche 
Entwicklungen, die mit internationalen Veränderungen ein-
hergehen, erscheint dies als eine wichtige Aufgabe in der 
Schule. Demokratische Strukturen stehen vermehrt unter 
Druck. Um ein resilientes politisches System zu sichern, 
müssen diese demokratischen Strukturen bereits in der 
Schule thematisiert, bearbeitet und gefördert werden. Dies 
schließt auch die aktive Beteiligung aller Schüler_innen an 
den Entwicklungsprozessen innerhalb der eigenen Schulen 
mit ein. 

Mit Blick auf die Verpflichtung zur Umsetzung aller drei 
Rechtsbereiche durch die Institution Schule muss jedoch in 
Bezug auf die aktuelle schulische Praxis kritisch konstatiert 
werden, dass die Verwirklichung ebendieser Rechte mehr 
bedeutet, als einen Klassenrat im Rahmen der Beteiligung 
von Schüler_innen zu etablieren. Es geht um die Gestal-
tung einer diskriminierungsfreien, heterogenitätssensiblen 
und inklusiven Bildung im Gesamten. Insofern ist auch die 
in der aktuellen schulpolitischen Diskussion häufig im Fo-
kus stehende Demokratiebildung2 ein notwendiger, aber 
nicht hinreichender Teil einer systematischen kinderrechts-
basierten Schulentwicklung (Krappmann 2014). Gleichwohl 
heißt Beteiligung nicht, dass Schüler_innen – oder Kinder 
allgemein – alles das durchsetzen können, was sie sich 
wünschen und was sie fordern. Im Sinne demokratischer 
Prozesse ist es wichtig, dass sich die Schüler_innen ein-
bringen können. Sie müssen gehört werden, aber im ge-
meinsamen Miteinander aushandeln lernen, wie Entschei-
dungen gesamtgesellschaftlich getragen werden können. 
Hierzu kann in der Schule gezielt versucht werden, Ambi-
guitätstoleranz zu fördern.
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3.  
Kinderrechte und Schule

Die Kinderrechte sind ohne Ausnahme für alle jungen Men-
schen zwischen 0 und 18 Jahren gültig. Andere Kategori-
sierungen, Selektionsmechanismen und Zuschreibungen 
durch das Schulsystem selbst (etwa Beeinträchtigungen) 
sind nachgelagert bzw. müssen unter dieser Perspektive in-
frage gestellt werden. Denn die Kinderrechte bieten sich als 
ein normativer Rahmen an, um Marginalisierungs- und Dis-
kriminierungsprozessen im Schulsystem zu begegnen. Dies 
gilt sowohl für die Schule als Institution als auch für den 
Unterricht als Ort, an dem das Zusammenkommen von 
verschiedenen Menschen alltäglich geschieht. Hinzu tritt 
die weitergehende, partizipative Einbindung aller Schüler_
innen in Angelegenheiten, die sie betreffen. 

Als länderübergreifende Instanz für das deutsche Schulsys-
tem hat sich die Kultusministerkonferenz (KMK) mit ihrer Er-
klärung vom 3.3.2006 ausdrücklich zur KRK bekannt. Die 
KMK spricht sich für die Subjektstellung des Kindes und den 
umfassenden Entfaltungsanspruch in allen Schulstufen und 
-arten durch Maßnahmen zur Förderung der Kinder und Ver-
meidung von sozialer Ausgrenzung aus. Ebenso verweist die 
KMK auf die Bedeutung der Berücksichtigung von Schutz- 
und Partizipationsrechten der Schüler_innen als Teil der 
Schulkultur. Das Recht auf Bildung soll dem Vernehmen 
nach durch schulpolitische und -strukturelle Maßnahmen 
gewährleistet und verbessert werden, wobei besonders die 
Belange von Schüler_innen mit Behinderung und/oder Mi-
grationshintergrund Beachtung finden sollen (KMK 2006: 1). 

Dieses starke Bekenntnis zur Umsetzung des Übereinkom-
mens der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes 
wurde auch im Beschluss zur Menschenrechtsbildung in 
der Schule im Jahr 2018, der als Erneuerung des KMK-Be-
schlusses vom 4.12.1980 gilt, nochmals bekräftigt. Die 
Menschenrechte sowie die Verwirklichung der Kinderrechte 
gehören dem Beschluss zufolge zum Kernbereich des Bil-
dungs- und Erziehungsauftrags der Schule. Diesem Be-
schluss der KMK folgend, ist es die Aufgabe der Schule, 
„zu einer menschenrechtssensiblen und -fördernden Hal-
tung zu erziehen, das erforderliche Wissen und geeignete 
Urteils-, Handlungs- und Gestaltungskompetenzen zu ver-
mitteln, sowie zu offenem und aktivem Engagement zu er-
mutigen“ (KMK 2018: 3). Ziel von Schule und Aufgabe von 
Lehrkräften ist es u. a., von Schüler_innen erlebte Gewalt 
oder Diskriminierung ernst zu nehmen, das Eintreten von 
Schüler_innen für Achtsamkeit, Toleranz und Respekt in 
der Schule wertzuschätzen und zu stärken. 

Kinderrechte und Inklusion,  
soziale Ungleichheit, Heterogenität

Die Diskurslinien im und zum Bildungssystem sind in den 
vergangenen Jahren in den Grundzügen unverändert: Die 
soziale Ungleichheit wird als ein zentrales Problem er-
kannt. Ihre Reproduktion und die Zusammenhänge zwi-
schen Herkunft und Schulerfolg sind weiterhin wirkmächtig 
und werden kontrovers bearbeitet. Hiermit verbunden ist 
die Perspektive Heterogenität. Schüler_innen, denen unter-
schiedliche Zuschreibungen zugesprochen werden, kom-
men in das Schulsystem und erfahren hier eine ungleich 
gelagerte Anerkennung ihrer Vorerfahrungen und Entwick-
lungsbedürfnisse. Die Gefahr der Diskriminierung und Mar-
ginalisierung durch das System ist weiterhin hoch. Dies hat 
sich trotz der Ausdifferenzierung der Debatte in den ver-
gangenen Jahren nicht grundlegend verändert.

Verändert haben sich in den vergangenen Jahren aber die 
Kategorien der Zuschreibung, die vielfach differenzierter 
geworden sind. Eingebunden sind Fragen der diversitäts-
sensiblen Schul- und Unterrichtsgestaltung, etwa wenn Ge-
schlechteridentität verstärkt in Fortbildungen aufgegriffen 
wird oder Fluchtbewegungen mit unterschiedlichen Dyna-
miken auf das bestehende Schulsystem einwirken (etwa: 
Ukraine-Krieg). Gleichwohl geht es um mehr als den Um-
gang mit Heterogenität in der Schule. Verstärkt wird die 
Frage gestellt, wie die Schule selbst durch die pädagogi-
sche Praxis Heterogenität hervorbringt. Denn oftmals er-
fahren Kinder erst in der Schule, dass sie „anders“ sind und 
nicht der Norm entsprechen. 

Mit dem Paradigma der Inklusion als partizipative Einbin-
dung aller Menschen in eine Gesellschaft und damit auch 
in Institutionen wie Schule wird der Fokus noch einmal 
konzentrierter auf die Veränderungsnotwendigkeit des ak-
tuellen Systems gerichtet. Im Sinne der Inklusion sind es 
die aufnehmenden Systeme und Institutionen, die sich an 
die unterschiedlichen Menschen anpassen müssen, und 
nicht die Menschen, die in ein bereits bestehendes System 
eingegliedert werden (Werning/Lütje-Klose 2016).

Diese Diskurslinien haben einen starken Einfluss auf die 
berufsbiografischen Entwicklungsaufgaben von (angehen-
den) Lehrpersonen – ausgehend von den Erfahrungen als 
Schüler_in über die Professionalisierung im Studium bzw. 
im anschließenden Vorbereitungsdienst bis hin zum profes-
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sionell gestalteten Schulalltag als Lehrkraft. Im Sinne der 
berufsbiografischen Professionalisierung (Hericks et al. 
2019) ist es erforderlich, dass die Institutionen (Hochschu-
le, Seminar, Schule) den (angehenden) Lehrpersonen Lern-
gelegenheiten geben, um sich mit diesem komplexen Feld 
auseinanderzusetzen. Die (angehenden) Lehrpersonen 
müssen ihre eigene Sozialisation erkennen, beschreiben 
und reflektieren (Rott et al. 2021). Nur so können sie eine 
professionelle Rollenfindung als Lehrkraft für inklusive 
Kontexte vollziehen. Aufbauend auf diesen (Er-)Kenntnis-
sen der Besser- bzw. Schlechterstellung von Schüler_innen 
im Bildungssystem aufgrund biografischer und milieuge-
prägter Vorerfahrungen benötigen Lehrpersonen Konzepte 
und Methoden einer diskriminierungssensiblen Schul- 
und Unterrichtsgestaltung. Hierzu bedarf es der Vermitt-
lung von Wissen und Kompetenzen innerhalb der Instituti-
onen der Lehrerbildung, vor allem aber der phasenübergrei-
fenden Kompetenzentwicklung durch Kooperation der 
Institutionen (Bertels et al. 2022). 

Die Kinderrechte bieten für die Professionalisierung von 
Lehrkräften einen umfassenden Diskussions- und Orientie-
rungsrahmen an. In ihr werden normative Bezüge erkenn- 
und auch bearbeitbar, etwa wenn durch diese normative 
„Brille“ grundlegende schulstrukturelle und -organisatori-
sche Rahmenbedingungen, die Schlechterstellungen und 
Ausschluss mit sich bringen, infrage gestellt werden oder 
der kinderrechtsbezogene Anspruch der Beteiligung von 
Schüler_innen in der Schule auf strukturelle Grenzen in der 
aktuellen Praxis stößt. Anhand solcher Konfliktlinien lassen 
sich zentrale Anforderungen an eine menschenrechtsba-
sierte Professionalisierung von (angehenden) Lehrpersonen 
beispielhaft und praxisbezogen beschreiben, aber auch die 
Professionalität von Lehrkräften in der aktuellen Praxis re-
flektieren. Angebote zur Professionalisierung können eben-
falls genau über diese normative Grundlage ausgestaltet 
werden. Aufbauend auf die hier bereits aufgeworfene Fra-
ge, ob sich die Pflichten aus der Konvention aktuell im ein-
fachen deutschen Recht, etwa in den Landesschulgesetzen, 
und in der Rechtspraxis widerspiegeln (siehe Kapitel 2), 
werden hier deshalb im weiteren Verlauf konkrete Empfeh-
lungen zur Grundlegung der KRK für Schule und Unterricht 
auf den Ebenen Schulpolitik und -administration, Professio-
nalisierung und Einzelschule gemacht. 

Kinderrechte als Bezugspunkt  
für die Qualität von Schule und Unterricht 

Gestaltung und Entwicklung des Schulsystems liegen in 
der Verantwortung der einzelnen Bundesländer. Entspre-
chend sind auch die Qualitätsstandards von Schule und 
Unterricht auf Länderebene definiert. In allen Bundeslän-

3 Lediglich in Schleswig-Holstein war der Rahmenplan zur Schulqualität zum Zeitpunkt der Analyse nicht öffentlich einsehbar. 

4 Die definierten Suchbegriffe lauten: „menschenrecht“, „kinderrecht“, „demokrat“, „mitbestimmung“, „beteiligung“, „partizipat“, „schutz“, „gesundheit“ und „förderung“. Die 
Suchbegriffe „mitbestimmung“, „beteiligung“ und „partizipat“ werden in unterschiedlichem Ausmaß in nahezu allen Qualitäts- und Referenzrahmen der Bundesländer be-
nannt, jedoch durchgehend ohne einen expliziten Bezug zur KRK. Wenn, dann werden die Begriffe in den Rahmen der Demokratiebildung und -erziehung eingeordnet. 

 

dern sind Orientierungs- oder Referenzrahmen3 zur Quali-
tät von Schule und Unterricht formuliert worden, wobei 
diese in Umfang (Saarland: eine Seite, Bremen: 106 Sei-
ten), Schwerpunktsetzung, inhaltlicher Tiefe und Veröffent-
lichungsdatum (2006–2024) stark variieren. Allen Positi-
onspapieren gemein ist der Versuch, verbindliche Qualitäts-
standards für die Schulen des Landes zu definieren und 
grundzulegen. Die Standards bilden die Basis der staatli-
chen Schulevaluation. Damit können sie auch, überwie-
gend gestützt durch empirische Erkenntnisse der Bildungs-
forschung, als Erwartungshorizont für gute Schule und gu-
ten Unterricht gelten. Die KMK fordert in ihrem Beschluss 
zur Menschenrechtsbildung in der Schule (2018), dass die 
Empfehlungen zur Umsetzung der Menschen- bzw. Kinder-
rechte in der Schule auch bei der Überprüfung der Schul-
qualität angemessene Berücksichtigung finden müssen. 

Eine aktuell vorgenommene Analyse der Positionspapiere 
aller 16 Bundesländer zur Qualität von Schule und Unter-
richt zeigt, dass lediglich zwei Bundesländer einen explizi-
ten Bezug zur KRK herstellen. In einem ersten Zugriff wur-
den die Veröffentlichungen im Hinblick auf vorab definierte 
Suchbegriffe durchsucht.4 Daran anknüpfend wurde eine 
qualitative Einordnung der Dokumentenauszüge mit Blick 
auf ihren expliziten Bezug zur KRK vorgenommen. 

Hessen bezieht sich an vier Stellen auf die KRK. Kinder-
rechte werden als Begründung für die soziale Integration 
von Schüler_innen aufgeführt, als schulisch-unterrichtli-
ches Thema formuliert und es werden Forderungen nach 
Erwerb von Kinderrechtewissen und nach kinderrechtlicher 
Ausgestaltung von Schule und Unterricht, etwa in Form 
von Partizipation, erhoben. NRW nennt die KRK lediglich 
als eine Quelle unter vielen im Rahmen der Aufzählung der 
rechtlichen Grundlagen und Vorgaben für den Referenzrah-
men Schulqualität NRW. Darüber hinaus findet sich inner-
halb des Referenzrahmens NRW keine weitere Expli-
zierung. In allen anderen 14 Bundesländern werden die 
Kinderrechte bzw. die KRK nicht konkret benannt oder ein 
Bezug dahingehend gesucht. Auch ein Bezug zu den Men-
schenrechten – als möglicher erweiterter Rahmen – wird in 
keiner Veröffentlichung hergestellt. 

Lediglich Hessen macht damit direkte Aussagen zu den 
Kinderrechten als Unterrichtsthema im Sinne einer Vermitt-
lung von Kinderrechtewissen. Auf Ebene von Indikatoren 
wird in der hessischen Veröffentlichung formuliert, dass 
Schüler_innen Kinderrechte wahrnehmen sollen. Es bleibt 
jedoch offen, wann, wo und wie dies geschehen kann und 
welche Verantwortung die Institution Schule hierbei über-
nehmen muss. Die Verbindungen, die in diesen Papieren 
hergestellt werden können, verbleiben also auf einem un-
spezifischen Niveau. Diese implizierten Nennungen erfor-
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dern seitens der schulischen Akteur_innen umfangreiche 
Interpretationsleistungen für die jeweils eigene Praxis, etwa 
in der Rolle als Schulleitung oder Lehrperson, aber auch in 
der Bildungsadministration. Dies kann dazu führen, dass 
die eigentlichen Anliegen, die mit den Kinderrechten ver-
bunden sind, nur sporadisch eingebunden und aufgegriffen 
werden. Das Anliegen der KRK bleibt damit abhängig vom 
spezifischen Wissen und dem individuellen Engagement 
von Einzelpersonen im Schulsystem und entfaltet kaum 
systemische Wirkung. 

Bedenkt man, dass Deutschland mit der Ratifizierung der 
KRK im Jahr 1992 sowohl eine Verpflichtung zur Bekannt-
machung als auch zur Umsetzung der Konvention einge-
gangen ist und auch die KMK (2006, 2018) explizite Be-
schlüsse hierzu veröffentlicht hat, irritieren die Ergebnisse 
dieser Analyse. Kann (und muss) denn nicht gerade ein 
staatliches Schulsystem der Ort der Bekanntmachung und 
auch Umsetzung der Kinderrechte sein? Es zeigt sich dage-
gen aber in nahezu allen Veröffentlichungen der Bundes-
länder zur Qualität von Schulen (bzw. zum Qualitätsan-
spruch an die Schulen des jeweiligen Landes) eine weitge-
hende Nichtbeachtung der KRK und ihrer einzelnen Artikel. 
Zugute gehalten werden kann vielen Veröffentlichungen 
aber eine inhaltliche bzw. auch normative Nähe zu den 
Grundprinzipien der KRK. Im Sinne der Ausgestaltung von 
Schule als Institution könnte der explizite Bezug auf dieses 
verpflichtende Rechtsdokument aber helfen, klarere Struk-
turen in die Gestaltung einzuziehen. Gleiches gilt für die 
Lehrpersonenbildung. Wie angemerkt, wären hier Angebote 
notwendig, um die (angehenden) Lehrpersonen systema-
tisch mit den Kinderrechten in Kontakt zu bringen.

Kinderrechte in schulischen Curricula

Durch die Grundorientierung der Kinderrechte am Lebens-
alter bieten sich für Schule und Unterricht vielfältige Hand-
lungsmöglichkeiten an, durch die die Schutz-, Beteiligungs- 
und Förderrechte unter Beachtung des Kindeswohls ausge-
staltet werden können. Die Pflicht zur Bekanntmachung ist 
der KRK (Artikel 42) bereits eingeschrieben, und die Schule 
trägt als gesellschaftliche Institution Verantwortung für die 
Umsetzung. 

Mit Blick auf die Einbindung der Kinderrechte in die curri-
cularen Vorgaben fällt allerdings auf, dass die Kinderrechte 
dort nur sehr unsystematisch – oftmals auch gar nicht – 
berücksichtigt sind. Hier lassen sich ähnliche Schlussfolge-
rungen wie im vorherigen Kapitel ziehen. Darauf verweist 
auch das Deutsche Kinderhilfswerk in seiner Studie zur 
Verankerung von Kinderrechten und Demokratiebildung, 
fokussiert auf die Grundschule (2022). Demnach sind die 
Kinderrechte in keinem Schulgesetz der Bundesländer als 
Bezugsrahmen explizit aufgegriffen. In den Rahmenlehr-
plänen finden sich in sieben Bundesländern explizite Bezü-
ge, wenn etwa das Kinderrechtewissen ausdrücklich mit 
aufgeworfen wird.

In den Bildungsgrundsätzen für die Kinderbetreuung und 
der Primarbildung des Landes NRW (Alter: 0 bis 10 Jahre) 
werden die Kinderrechte der professionellen Haltung der 
Pädagog_innen zugeschrieben (MSB 2018). Hier heißt es 
unter anderem, dass „die Kinderrechte zu achten“ (MSB 
2018: 64) sind, ohne dass eine Konkretisierung vorgenom-
men wird. Für die allgemeinbildenden Schulen werden die 
Kinderrechte unter dem Punkt der Vermittlung einer demo-
kratischen Grundorientierung eingebunden. Genauer heißt 
es: „Die Menschenrechte einschließlich des Menschen-
rechts auf Bildung sowie die Verwirklichung der Kinder-
rechte und die Umsetzung der Inklusion, die in der Behin-
dertenrechtskonvention verankert ist, gehören uneinge-
schränkt und mit universeller Gültigkeit zum Kernbereich 
des Bildungs- und Erziehungsauftrages in Schule und Un-
terricht“ (MSB 2018: 8). Damit wird den Kinderrechten ge-
nerell ein durchaus hoher Wert zugesprochen. Eine Expli-
zierung findet dann aber nicht weiter statt. Parallelen zu 
den Qualitätspapieren der Bundesländer sind zu erkennen.

Exemplarisch sei dies anhand des Sachunterrichts verdeut-
licht. Die Analyse der aktuellen Sachunterrichtslehrpläne 
zeigt, dass die Kinderrechte explizit in zwölf Bundeslän-
dern thematisiert werden (Ausnahmen: Nordrhein-Westfa-
len, Hessen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt). Oftmals 
wird der Aufbau des Kinderrechtewissens betont, und An-
bindungen an die allgemeinere Menschenrechtsbildung 
sind erkennbar. Betont werden die Beteiligungsrechte, die 
im Gegensatz zu den Schutzrechten (nur Niedersachsen) 
und den Förderrechten (keine Nennung) vergleichsweise 
häufig in die Curricula eingebunden sind.

Ein anderes Beispiel ist das Fach Englisch. In den aktuellen 
nationalen und europäischen Bildungsdokumenten für den 
fremdsprachlichen Unterricht fokussieren sich Konzeptio-
nen des kulturellen Lernens auf unterscheidende und nati-
onalstaatliche Aspekte (Council of Europe 2018, KMK 
2023, siehe auch die Kritik durch Siepmann et al. 2023). 
Dies ist auch für die curriculare Grundlegung für alle 
Schulformen ein zentraler Aspekt. Hierdurch werden Pro-
zesse des Otherings (auf Ebene von Personen) oder der 
Otherness (auf Ebene von Gesellschaften) befördert, die 
Suche nach dem Gemeinsamen ist dagegen weniger stark 
ausgeprägt (Matz 2023). 

Aber gerade dieser Aspekt könnte verstärkt die Frage der 
Orientierung an den Kinderrechten voranbringen, indem 
kulturelles Lernen als eine „Education in Dignity“ (Matz 
2023) verstanden wird. Dies schafft auch die Verbindung 
der Kinderrechtebildung zur Friedensbildung, die auf die 
Verständigung und das Miteinander abzielt. Das Schaffen 
von gemeinsamen Erfahrungsräumen (etwa durch Aus-
tauschprogramme und virtuelle Kooperationen), aber auch 
das Erfahren über andere, medial vermittelte Wege (litera-
rische Texte, Videospiele, Filme, Musik) kann den Zusam-
menhalt über Ländergrenzen hinweg unterstützen, was 
etwa mit Blick auf die Entwicklungen in Europa und der 
Europäischen Union als ein wichtiges Anliegen erscheint. 
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4.   
Zentrale Artikel der  
Kinderrechtskonvention für die Schule

5 Die Interpretation erfolgt in pädagogischer bzw. didaktischer Perspektive und stellt keine juristisch rechtswissenschaftliche Analyse dar. Eine rechtswissenschaftlich fokus-
sierte Perspektive und Interpretationshilfe stellen z. B. die Allgemeinen Bemerkungen des UN-Ausschusses für die Rechte des Kindes (General Comment) dar. Der UN-Kin-
derrechtsausschuss formuliert hier Empfehlungen, was Staaten tun müssen, um die Rechte der Kinder und Jugendlichen zu wahren und zu schützen (https://kinderrechte-
kommentare.de). 

Die Kinderrechte sind unteilbar und eine Reihenfolge bzw. 
Hierarchisierung der einzelnen Artikel verbietet sich in die-
sem Sinne. Gleichwohl stechen einige Artikel in der Kon-
vention heraus, wenn es um die Institution Schule geht. 
Ausgehend von den drei Rechtsbereichen Schutz-, Förder- 
und Beteiligungsrechte folgt nun eine strukturierte Be-
schäftigung mit und Analyse der KRK.5 Zunächst werden in 
den Rechtsbereichen zentrale Artikel vorgestellt und mit 
Blick auf die Schule interpretiert. Hierauf folgt die Ausei-
nandersetzung mit empirischen Studien zum aktuellen 
Stand des Schulsystems. Abschließend werden kinder-
rechtskonforme Ansätze der (Weiter-)Entwicklung von 
Schule und Unterricht unter Bezugnahme auf bestehende 
Konzepte und Angebote vorgestellt bzw. entwickelt.

Das Recht auf Schutz

Artikel 19: Schutz vor Gewaltanwendung,  
Misshandlung, Verwahrlosung

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzge-
bungs-, Verwaltungs-, Sozial- und Bildungsmaßnahmen, 
um das Kind vor jeder Form körperlicher oder geisti-
ger Gewaltanwendung, Schadenszufügung oder Miss-
handlung, vor Verwahrlosung oder Vernachlässigung, 
vor schlechter Behandlung oder Ausbeutung einschließ-
lich des sexuellen Missbrauchs zu schützen, solange es 
sich in der Obhut der Eltern oder eines Elternteils, eines 
Vormunds oder anderen gesetzlichen Vertreters oder ei-
ner anderen Person befindet, die das Kind betreut.

(2) Diese Schutzmaßnahmen sollen je nach den Gege-
benheiten wirksame Verfahren zur Aufstellung von So-
zialprogrammen enthalten, die dem Kind und denen, die 
es betreuen, die erforderliche Unterstützung gewähren 
und andere Formen der Vorbeugung vorsehen sowie 
Maßnahmen zur Aufdeckung, Meldung, Weiterverwei-
sung, Untersuchung, Behandlung und Nachbetreuung in 
den in Absatz 1 beschriebenen Fällen schlechter Be-
handlung von Kindern und gegebenenfalls für das Ein-
schreiten der Gerichte.

Interpretation und Diskussion in Bezug  
auf das deutsche Schulsystem

Der staatliche Schutzauftrag aus Artikel 19 erstreckt sich 
auf den Schutz vor physischer und psychischer Gewalt, 
Misshandlung, Verwahrlosung, Vernachlässigung, Ausbeu-
tung und sexuellem Missbrauch von Schutzbefohlenen so-
wohl über Formen der Prävention als auch Formen der In-
tervention. Öffentlich besonders stark diskutiert wird dieser 
Schutzauftrag etwa mit Blick auf sexualisierte Gewalt. 
Aber auch im schulischen Alltag finden Verletzungen und 
Diskriminierungen statt, die zunächst einmal nicht 
strafrechtlich zu verhandeln sind, dennoch Schüler_innen 
bedrohen können. Artikel 19 betrifft die Schule damit mit-
telbar als staatliche Institution und Verantwortungsträge-
rin, wobei ihr Schwerpunktauftrag zunächst in präventiven 
Sozial- und Bildungsmaßnahmen liegt. 

Die positive Wendung oder auch präventive Perspektive des 
Rechts auf Schutz vor Gewalt aus Artikel 19 findet sich in 
Artikel 3, der deshalb an dieser Stelle als normative Set-
zung und Zielperspektive einer schutzbezogenen Rahmung 
von Schule in die Diskussion einbezogen wird. Hier heißt es:

Artikel 3: Wohl des Kindes 

(1) Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleich 
viel ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen 
der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden 
oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das 
Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu 
berücksichtigen ist. 

(2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind un-
ter Berücksichtigung der Rechte und Pflichten seiner El-
tern, seines Vormunds oder anderer für das Kind gesetz-
lich verantwortlicher Personen den Schutz und die Für-
sorge zu gewährleisten, die zu seinem Wohlergehen 
notwendig sind; zu diesem Zweck treffen sie alle geeig-
neten Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen. 
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(3) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die für die 
Fürsorge für das Kind oder dessen Schutz verantwort-
lichen Institutionen, Dienste und Einrichtungen den von 
den zuständigen Behörden festgelegten Normen ent-
sprechen, insbesondere im Bereich der Sicherheit und 
der Gesundheit sowie hinsichtlich der Zahl und der 
fachlichen Eignung des Personals und des Bestehens ei-
ner ausreichenden Aufsicht. 

Die KRK-Vertragsstaaten sind dem Kindeswohl verpflichtet 
und müssen den Schutz bzw. die Fürsorge gewährleisten, 
die zum Wohl des Kindes notwendig sind. Schulen kom-
men als hierfür verantwortliche Institutionen sowohl dem 
geforderten Präventions- als auch Interventionsauftrag am 
ehesten über gesetzlich verbindlich zu entwickelnde 
Schutzkonzepte nach. 

Im Schutzkonzept vereinbarte Präventions- und Interventi-
onsmaßnahmen in Bezug auf unterschiedliche Gewaltfor-
men im Bildungskontext erstrecken sich über die Informa-
tion und Vermittlung von Wissen der Schutzbefohlenen 
zum Schutz vor jeder Form von Gewalt und Missbrauch, 
über transparente Regelsysteme, Verhaltenskodexe und 
Verfahrensabläufe für alle Beteiligten und Konsequenzen 
bei Verstößen gegen geltende Regeln bis hin zu Program-
men des sozialen Lernens in der schulischen Gemeinschaft. 

Interventionsmaßnahmen im Sinne des Schutzkonzepts in 
der Institution Schule verlangen ein aktives Einschreiten 
bei jeglicher Form von Gewalt (physischer, aber auch psy-
chischer Gewaltformen wie Mobbing oder Cybermobbing). 
Verbindliche und transparente Verfahrensabläufe der Insti-
tution, die für alle Beteiligten erkennbar und nachvollzieh-
bar sind, können die notwendige Sicherheit und gesell-
schaftliche Akzeptanz herstellen. Ein rechtlicher Bezug der 
Schutzkonzepte erfolgt aktuell lediglich zum Schulgesetz, 
wohingegen ein normativer Bezug zu den Kinderrechten 
höchstens implizit erkennbar wird.

Der mit Artikel 19 aufgeworfene und in Verbindung mit Ar-
tikel 3 normativ ausgerichtete schutzbezogene Bildungs-
auftrag der KRK für die Schule lässt sich nicht über eine 
reine Wissensvermittlung in Bezug auf kindliche Schutz-
rechte und eine Verfahrenstreue in der Durchsetzung von 
staatlichen Interventionen bei Verletzung der Regeln im 
Zuge des Schutzkonzepts verwirklichen. Der durch die KRK 
geforderte kindliche Schutz vor Gewalt unter genereller 
Verpflichtung staatlicher Institutionen auf das Kindeswohl 
kann demnach sowohl als institutioneller Bildungsauftrag 
wie auch als normative Gesamtrahmung verstanden wer-
den. Und als solche Rahmung lässt sie sich nur über die 
Entwicklung, Ausgestaltung und Alltäglichkeit einer kinder-
rechtsbasierten Schul- und Unterrichtskultur selbst verwirk-
lichen. Die Schule kann ihren kinderrechtlichen Bildungs-
auftrag nur in der Wahrnehmung ihrer Vorbildfunktion in 
Bezug auf die grundgelegten Regeln des Miteinanders, den 
Umgang mit verdeckten und offenen Macht- und Hierar-
chiestrukturen des Systems in ihrer zentralen Tätigkeit 

selbst – dem Unterrichten – vollziehen, wie noch dezidier-
ter ausgeführt werden wird. 

Was wissen wir empirisch? 

Aber wie gestaltet sich die aktuelle Situation in Bezug auf 
den staatlichen Schutzauftrag von Schule? Eine Analyse 
des Datensatzes der IGLU-Studie 2021 zu den Erfahrungen 
von Schüler_innen in der vierten Klassenstufe mit verschie-
denen Formen dissozialen Verhaltens kommt zu dem Er-
gebnis, dass Kinder regelmäßig erleben, dass sich über sie 
lustig gemacht wird oder sie beschimpft werden (17,3 Pro-
zent der Kinder erleben das selbst; Erfahrungen damit ha-
ben insgesamt: 52,3 Prozent), dass sie beim Spielen oder 
anderen Dingen nicht mitmachen dürfen (16,1 Prozent; Er-
fahrungen insgesamt: 54,6 Prozent), dass sie geschlagen 
werden oder ihnen wehgetan wird (12,3 Prozent; Erfahrun-
gen insgesamt: 49,4 Prozent) und dass Lügen über sie ver-
breitet werden (11,2 Prozent; Erfahrungen insgesamt: 39,2 
Prozent) (Schaufelberger et al. 2024: 3f.).

Der SINUS-Studie „Wie ticken Jugendliche 2024?: Lebens-
welten von Jugendlichen im Alter von 14 bis 17 Jahren in 
Deutschland“ (Calmbach et al. 2024) zufolge schätzen die 
meisten Jugendlichen ihr globales Wohlbefinden an der 
Schule zwar als gut ein, bei differenzierterem Nachfragen 
berichten sie jedoch von vielfältigen Problemen in ihrem 
Schulalltag: Überforderung, Konflikte, Diskriminierung und 
Mobbing, mangelhafte Ausstattung der Schule und über-
forderte Lehrkräfte.

Befragt nach Diskriminierungserfahrungen in Form von Be-
nachteiligung, Herabsetzung oder Ausgrenzung aufgrund 
spezifischer Gruppenmerkmale im Schulkontext berichten 
zwei von drei befragten Jugendlichen, dass sie Diskriminie-
rung schon einmal selbst erfahren oder direkt beobachtet 
hätten (Calmbach et al. 2024). Diskriminierung wird dem-
nach punktuell erlebt und geht sowohl von Schüler_innen 
als auch von Lehrer_innen aus: herablassende Bemerkun-
gen oder ausschließendes Verhalten durch Mitschüler_in-
nen, systematische Ungleichbehandlung im Unterricht, bei 
Notengebung oder Sanktionierungen sowie herabsetzende 
Bemerkungen durch einzelne Lehrer_innen. Der Befragung 
zufolge scheint die Schwelle, sich im Diskriminierungsfall 
an das pädagogische Schulpersonal zu wenden, für Ju-
gendliche hoch zu sein. Hier spielt eine Unsicherheit in der 
Bewertung der Situation selbst oder aber eine Unsicher-
heit, ob sie mit ihrem Problem vom pädagogischen Perso-
nal ernst genommen werden, eine Rolle. Zudem wurde in 
den Interviews nur selten berichtet, dass Diskriminierung 
und Mobbing sowie Strategien im Umgang damit seitens 
der Lehrkräfte offen im Unterricht thematisiert und päda-
gogisch aufgegriffen werden (Calmbach et al. 2024: 239). 

Diesen ernüchternden Einschätzungen von Schüler_innen 
stehen Einschätzungen zur psychosozialen Situation in 
Schulen von Lehrkräften gegenüber. Dem Schulbarometer 
2024 (Robert Bosch Stiftung 2024) zufolge schätzt über 
die Hälfte der Lehrkräfte (57 Prozent) die aktuelle psycho-
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soziale Infrastruktur an der eigenen Schule als ausreichend 
ein. An Grundschulen sowie Förder- und Sonderschulen 
wird der weitere Bedarf an Schulsozialarbeit und -psycho-
logie am höchsten eingeschätzt. Mehr als die Hälfte der 
Lehrkräfte (59 Prozent) stimmt (eher) zu, dass es an ihrer 
Schule ein Konzept gibt, wie (psychisch) belastete Schüler_
innen an ein außerschulisches Netzwerk weitervermittelt 
werden können (Robert Bosch Stiftung 2024).

In der INTAKT-Studie (Prengel et al. 2016) wurden durch 
ethnografische Beobachtungen über 900 Schulstunden do-
kumentiert. Untersucht wurde das Interaktionsverhalten 
zwischen Lehrpersonen und Schüler_innen. Die Interaktio-
nen wurden im Nachgang dahingehend eingeordnet, ob sie 
(stark) anerkennend oder (stark) verletzend sind. Im Ergeb-
nis zeigt sich, dass durchschnittlich ein Viertel (25 Prozent) 
der pädagogischen Interaktionen in Schulklassen mit ver-
letzenden Adressierungen einhergeht. Einzelne Lehrkräfte 
weisen dabei außerordentlich verschiedene aktive Anerken-
nungsbilanzen auf. Aufgezeigt werden konnte zudem, dass 
anerkennendes Verhalten von Lehrpersonen tendenziell 
Lernen ermöglicht, während Verletzungen das Lernen ten-
denziell blockieren. Zudem konnte festgehalten werden, 
dass Verletzungen durch Lehrpersonen teilweise seriell die 
gleichen Schüler_innen treffen und es hier zu Ausschluss-
handlungen kommt. Eine weitere Studie beleuchtet das 
Phänomen der Beschämung von Schüler_innen im Unter-
richt. Hier konnten Beschämungspraktiken von Lehrkräften 
rekonstruiert werden, die Schüler_innen adressieren. Sie 
dienen Lehrkräften der Herstellung unterrichtlicher Ord-
nungen und der Inszenierung von Macht (Spiegler 2021; 
vgl. auch Marks 2013).

Die Bemerkungen vom Ausschuss für die Rechte des Kin-
des (2022) zum kombinierten fünften und sechsten Staa-
tenbericht Deutschlands empfehlen Maßnahmen zur Be-
kämpfung des Schulstresses bei Schüler_innen und Maß-
nahmen gegen Mobbing im Schulsystem. Darüber hinaus 
wird die Etablierung von Beschwerdeverfahren für Schü-
ler_in nen gefordert (Ausschuss für die Rechte des Kindes 
2022). 

Kinderrechtskonforme Ansätze der  
(Weiter-)Entwicklung von Schule und Unterricht 

Neben schulrechtlich verbindlich zu etablierenden schuli-
schen Schutzkonzepten haben Sozialprogramme zur Prä-
vention von Gewalt seit jeher ihren Platz in Schulen. Der 
Markt der Unterstützungsmöglichkeiten in Form von 
Konzepten, Fortbildungen und Fachbüchern ist groß und in 
Teilen unübersichtlich. Nicht immer kann den Programmen 
auch die Nachhaltigkeit zugesprochen werden, die es hier 
eigentlich erfordern würde. So müssen sich Präventionspro-
gramme daran messen lassen, inwiefern es ihnen gelingt, 
einen Transfer der Inhalte, normativen Rahmen- und Ver-
haltenssetzungen in den schulischen und außerschulischen 
Alltag der Kinder und Jugendlichen herzustellen. 

Denn jede Schule hat ihre eigenen Bedingungen, in denen 
sie sich bewegt. Hier bedarf es individuell zugeschnittener 
Anpassungen und Übersetzungsleistungen seitens der ge-
samten Schulgemeinde. Grundlegend sind gemeinsam ent-
wickelte Vereinbarungen des sozialen Miteinanders und 
Fragen der Erziehung im Allgemeinen. Ausgangspunkt aller 
Überlegungen müssen das Wissen über die Schutzrechte, 
also das Informiertsein aller schulischen Akteur_innen über 
die Rechte und mögliche Verletzungen (etwa über Diskri-
minierungs- und Marginalisierungsformen), aber auch das 
Wissen um entsprechende schulbezogene Unterstützungs-
systeme sein. 

Wie kann – neben der Information über Schutzrechte – das 
Handeln der Lehrpersonen und der Schüler_innen ange-
messen ausgestaltet werden? Grundsätzlich muss die Insti-
tution Schule ihre eigene Einflusssphäre nutzen und als 
Garantin von Schutzrechten eine gesellschaftliche Vorbild-
funktion einnehmen. Es bedarf daher des konsequenten 
Auf- bzw. Ausbaus von Strukturen und Verfahren des 
Schutzes von Schüler_innen im System Schule unter der 
Maßgabe des Kindeswohls. 

Denn oftmals sind es in der Schule gerade die institutiona-
lisierten und tradierten Verhaltens- und Verfahrensmuster 
des Schulsystems selbst, die mit dem Kindeswohl nur be-
dingt einhergehen. Hier lohnt sich ein kritischer Blick auf 
die Praxen im eigenen Handlungsfeld: 

 → Welche offenen und versteckten Macht- und Gewalt-
strukturen des Schulsystems und seiner Veranwortungs-
träger_innen sind erkennbar? 

 → Wie gehen das System und die einzelne Lehrkraft mit 
der ihrer Rolle innewohnenden bzw. zugeschriebenen 
Macht und Autorität um? 

 → Wo ermöglichen, bremsen oder verhindern Strukturen 
und Verfahrensweisen der Institution Schule bzw. von 
Lehrkräften als Vertreter_innen der Institution den 
Schutz von Kindern vor jeglicher Form von Gewalt?

 → Wie haben Lehrkräfte selbst als Schüler_in solche Ver-
fahrensmuster erlebt, und wie wirken sich diese auf 
mein heutiges pädagogisches Handeln aus?

 → Wo sind schulische und unterrichtliche Strukturen er-
kennbar, die den Schutz des/der Einzelnen gefährden 
könnten (z. B. durch fehlende Regeln und Vereinbarun-
gen, Beschämungen, machtvolle Kommunikation etc.)? 

Basierend auf dieser systembezogenen Analyse und Refle-
xion ist einerseits eine explizite normative Rahmung im Sin-
ne der Menschenrechte mit verbindlichen Bezügen auf die 
entsprechenden UN-Konventionen für das System aufzu-
bauen und auszugestalten. Darunter fallen dann der organi-
satorische Aufbau und die strukturelle Sicherstellung von 
Beschwerdestellen mit transparenten Verfahren und gege-
benenfalls auch anonymisierten Beschwerdemöglichkeiten. 
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Ein Wissen über die Schutzrechte selbst, die verbindlichen 
Strukturen der Sicherung dieser Rechte und die Möglichkei-
ten der Einflussnahme auf deren Durchsetzung für Schüler_
innen sollte auf administrativer und curricularer Ebene fest-
geschrieben sein. Aufbauend auf diese administrativen und 
curricularen Vorgaben sollte jede Schule diese für ihre indi-
viduellen schulorganisatorischen und unterrichtsbezogenen 
Rahmenbedingungen ausdeklinieren. In ein Präventionsma-
nagement eingebunden werden müssen Maßnahmen ge-
gen (Cyber)Mobbing oder andere Formen der Ausgrenzung. 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass es hierbei um ein 
Überführen des wissenschaftlichen und praxisbezogenen 
Wissens in ein gemeinsames systemisches Handeln im Sin-
ne der Erziehung gehen sollte. Dabei muss in der Verant-
wortungszuschreibung deutlich zwischen den Lehrpersonen 
und den Schüler_innen unterschieden werden. 

Darüber hinaus ist andererseits eine stärkere sozialräumli-
che Vernetzung mit außerschulischen Institutionen und 
Hilfesystemen aufzubauen, die verbindliche Kooperations-
strukturen transparent aufweisen kann. 

Nicht zuletzt gehört zur Professionalität jeder Lehrkraft, die 
eigene Rolle in Bezug auf die ihr innewohnende Macht-
struktur (z. B. in Bezug auf Unterricht, Honorierung und 
Sanktionierung von Schüler_innen, Setzung von Strukturen 
etc.) zu reflektieren und an den Schutzrechten (bzw. an al-
len drei Rechtsbereichen) der Kinderrechtskonvention aus-
zurichten. Mit der kinderrechtlichen Forderung nach Entfal-
tung der individuellen Persönlichkeit, Begabung und Fähig-
keiten (siehe Artikel 29) ist neben der aufgeführten 
fachlichen Ausgestaltung des Unterrichts im Sinne hoch-
wertiger Bildungsprozesse auch die Schaffung einer aner-
kennenden Lern- und Kommunikationskultur in Schule und 
Unterricht verbunden. 

Mit Verweis auf empirisch nachweisbare misslingende Leh-
rer_innen-Schüler_innen-Interaktionen (z. B. Prengel et al. 
2016) und die Beschämungen, die durch Lehrkräfte im Un-
terricht bewusst oder unbewusst ausgelöst werden (z. B. 
Marks 2013), bedarf es einer reflektierten Professionalität, 
die sowohl das eigene unterrichtliche und erzieherische 
Handeln als auch das von Kolleg_innen fortwährend unter 
dem Prinzip des Schutzes und der Anerkennung in den 
Blick nimmt. Hierzu zählen Formen der anerkennenden 
Kommunikation mit und über Schüler_innen, Rituale und 
Methoden der Erziehung, etwa im Umgang mit Unter-
richtsstörungen, aber auch das gemeinsame Finden von 
Regeln im Unterricht.

Das Recht auf Förderung 

Artikel 28: Recht auf Bildung, Schule,  
Berufsausbildung

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes 
auf Bildung an; um die Verwirklichung dieses Rechts auf 

der Grundlage der Chancengleichheit fortschreitend zu 
erreichen, werden sie insbesondere 

a) den Besuch der Grundschule für alle zur Pflicht 
und unentgeltlich machen; 

b) die Entwicklung verschiedener Formen der 
weiterführenden Schulen allgemeinbildender und 
berufsbildender Art fördern, sie allen Kindern 
verfügbar und zugänglich machen und geeignete 
Maßnahmen wie die Einführung der Unentgelt-
lichkeit und die Bereitstellung finanzieller 
Unterstützung bei Bedürftigkeit treffen;

c) allen entsprechend ihren Fähigkeiten den Zugang 
zu den Hochschulen mit allen geeigneten Mitteln 
ermöglichen; 

d) Bildungs- und Berufsberatung allen Kindern 
verfügbar und zugänglich machen;

e) Maßnahmen treffen, die den regelmäßigen Schul-
besuch fördern und den Anteil derjenigen, welche 
die Schule vorzeitig verlassen, verringern. 

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnah-
men, um sicherzustellen, dass die Disziplin in der Schule 
in einer Weise gewahrt wird, die der Menschenwürde 
des Kindes entspricht und im Einklang mit diesem 
Übereinkommen steht. 

(3) Die Vertragsstaaten fördern die internationale Zu-
sammenarbeit im Bildungswesen, insbesondere um zur 
Beseitigung von Unwissenheit und Analphabetentum in 
der Welt beizutragen und den Zugang zu wissenschaft-
lichen und technischen Kenntnissen und modernen Un-
terrichtsmethoden zu erleichtern. Dabei sind die 
Bedürfnisse der Entwicklungsländer besonders zu 
berücksichtigen. 

 
Interpretation und Diskussion in Bezug  
auf das deutsche Schulsystem

Artikel 28 KRK und der unten zur weiteren Ausdifferenzie-
rung aufgenommene Artikel 29 KRK stellen den zentralen 
Fokus einer kinderrechtsbasierten Perspektive auf die 
Schule dar und konkretisieren damit den durch die Ver-
tragsstaaten der KRK in Artikel 2 sicherzustellenden allge-
meingültigen Schutz aller Kinder vor Diskriminierung für 
die Institution Schule im Speziellen. 

Mit Artikel 28, Absatz 1 erkennen die Vertragsstaaten der 
Kinderrechtskonvention die Verwirklichung des individuel-
len Rechts auf Bildung in der Verantwortung staatlicher In-
stitutionen an. Formuliert wird ein solcher Bildungsan-
spruch auf der Grundlage von Chancengleichheit. Dem-
nach sollen alle Kinder und Jugendlichen die gleichen 
Chancen im Bildungssystem erhalten, unabhängig von bei-
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spielsweise sozialen, ökonomischen, herkunftsbedingten 
oder behinderungsbedingten Voraussetzungen. In direkter 
Verknüpfung mit Art. 3 KRK wird die Kindeswohlperspekti-
ve als grundsätzliche Leitlinie der KRK auch im Recht auf 
Bildung deutlich. 

Wenngleich das Recht auf Bildung in Deutschland insge-
samt ein hohes Gut darstellt, eine Schulpflicht mindestens 
bis zum 18. Lebensjahr besteht, ein staatliches Schulsys-
tem (weitgehend) unentgeltlich vorgehalten wird und auch 
in der Gesamtbetrachtung viele Aspekte der KRK im deut-
schen Schulrecht „vom Wortlaut her weitestgehend als er-
füllt erscheinen“ (Füssel 2020: 229), so kann die in der 
Konvention grundgelegte Perspektive des Kindeswohls als 
grundsätzlich different zur aktuellen Orientierung des deut-
schen Schulrechts eingeordnet werden. In der aktuellen 
schulrechtlichen Perspektive wird dem elterlichen Erzie-
hungsrecht des Art. 6 Abs. 2 GG das aus Art. 7 Abs. 1 GG 
abgeleitete staatliche Erziehungsrecht als gleichrangig ge-
genübergestellt. Eine kinderrechtsbasierte Perspektive da-
gegen, die, vergleichbar zur Vorstellung der Reformpädago-
gik, Schule vom einzelnen Kind aus denkt, hat sich nach 
der juristischen Einschätzung von Füssel (2020) bislang in 
Schulgesetzen nicht umfänglich niedergeschlagen. Eine 
schulrechtliche Orientierung am elterlichen und daraus ab-
geleiteten staatlichen Erziehungsrecht degradiert das Kind 
zum Objekt schulischer Maßnahmen. Der Konvention fol-
gend ist das Recht auf Bildung jedoch aus Perspektive des 
einzelnen Kindes als Rechtssubjekt zu begründen. Einer 
solchen Subjektorientierung liegt mit Artikel 3 das Kindes-
wohl zugrunde, deren konventionsimmanente Zielsetzung 
in Artikel 29 näher definiert wird, wenn die Entfaltung der 
Persönlichkeit, der Begabung und der geistigen und körper-
lichen Fähigkeiten gefordert wird (siehe unten).

Absatz 2 des Artikels 28 eröffnet nicht weniger als einen 
normativen Rahmen der Verwirklichung von Bildung in der 
Schule. Schulische Disziplin ist auf Grundlage der „Men-
schenwürde des Kindes“ (KRK) zu verwirklichen. Diese als 
„ungewöhnlich“ (Füssel 2020: 233) eingeschätzte Vorgabe 
zeigt Füssel zufolge „die große Sorge, dass es innerhalb der 
Schule zu entsprechenden Verstößen kommen könnte“ 
(Füssel 2020: 233). Der Artikel stehe in direktem Zusam-
menhang mit weiteren Artikeln der KRK, wie beispielsweise 
Artikel 19, durch welchen Kinder durch staatliche Maßnah-
men vor Gewalt, Misshandlung und Vernachlässigung oder 
erniedrigender Behandlung (Art. 37) Schutz erfahren sol-
len. Dass dieser Schutz im Schulsystem bislang nicht 
durchgängig gewahrt ist, wurde bereits im Kapitel zu den 
Schutzrechten aufgezeigt und näher diskutiert. Durch Arti-
kel 28, Abs. 2 erhalten schulische Disziplinierung und Er-
ziehungstätigkeit, ja letztlich die gesamte Interaktion aller 
schulischen Akteur_innen einen normativ-reflexiven Be-
zugspunkt: die Menschenrechte bzw. ihre Spezifizierung in 
Form der Kinderrechtskonvention.

Was wissen wir empirisch? 

Wie steht es im deutschen Schulsystem aktuell um die in 
der Konvention geforderte Chancengleichheit (Artikel 28)? 
Empirisch weisen alle aktuellen Bildungsstudien (PISA 
2022, IGLU 2021, IQB Bildungstrend 2021 für den Primar-
bereich, IQB Bildungstrend 2022 für den Sekundarbereich) 
nach wie vor eine große Abhängigkeit der Schulleistungen 
von der Herkunft und dem sozioökonomischen Status der 
Eltern nach. 

Diese festgestellten herkunftsbedingten Disparitäten in 
schulischen Kompetenzen aufgrund der familiären und so-
zioökonomischen Hintergründe sind keine Momentaufnah-
me, sondern können seit Jahrzehnten in den zentralen 
Kompetenzbereichen (Mathematik und Sprachen) im deut-
schen Schulsystem nachgewiesen werden. Neben der im-
mer wieder aufgedeckten Stagnation der Kompetenzwerte 
auf niedrigem Niveau wird aktuell sogar auf eine Abnahme 
beispielsweise der mathematischen Kompetenzen im Ver-
gleich der Erhebungszeitpunkte hingewiesen (PISA 2022: 
9). Hier zeigen sich strukturelle Benachteiligungen be-
stimmter Gruppen, die immer noch nicht angemessen 
durch die Schule bearbeitet werden können.

Befragt nach ihrer Einschätzung zur Chancengleichheit in 
Bezug auf Bildung und Beruf, geben Jugendliche im Alter 
von 14 bis 17 Jahren ein ähnliches Votum ab. Zwei Drittel 
der Befragten sind der Meinung, dass es in Deutschland 
keine gleichen Bildungschancen für Schüler_innen gibt. 
Wobei die Wahrnehmung von Chancengleichheit von den-
jenigen, die potenziell von Benachteiligung betroffen sind 
(Jugendliche mit Migrationshintergrund und Hauptschüler_
innen), die Situation oft weniger kritisch ansehen als die 
potenziell Bevorteilten (Jugendliche ohne Migrationshinter-
grund und Gymnasiast_innen). Als Ursachen für die Bil-
dungsungleichheit nennen die Jugendlichen Faktoren wie 
einen Migrationshintergrund, unterschiedliche Unterstüt-
zung durch die Familie, Einkommensungleichheit, das so-
ziale Wohnumfeld und Einzugsgebiet der jeweiligen Schu-
len, unterschiedliche Sympathien und Unterrichtsqualität 
einzelner Lehrer_innen, fehlende Deutschkenntnisse sowie 
das dreigliedrige Schulsystem und hier vor allem die Ab-
wertung des Hauptschulabschlusses (Calmbach et al. 
2024).

Sowohl die für Artikel 28, Absatz 1 (Chancengleichheit) 
empirisch nachgewiesene Ungleichbehandlung einzelner 
Gruppen im deutschen Schulsystem als auch die durch Ab-
satz 2 geforderte Wahrung der Würde des Kindes sowie 
eine menschenrechtsbezogene Erziehung im Schulsystem 
wird auch in den abschließenden Bemerkungen zum kom-
binierten fünften und sechsten Staatenbericht Deutsch-
lands vom Ausschuss für die Rechte des Kindes (2022) mo-
niert. Der Ausschuss empfiehlt u. a. Maßnahmen zur Si-
cherstellung eines gleichberechtigten Zugangs zu 
inklusiven Bildungseinrichtungen (Ausschuss für die Rechte 
des Kindes 2022). 
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Kinderrechtskonforme Ansätze der  
(Weiter-)Entwicklung des deutschen Schulsystems 

Die zentrale Aufgabe der Verwirklichung des Artikels 28 
der KRK liegt sicherlich in der Minimierung der negativen 
Auswirkungen der sozialen und herkunftsbedingten Dispa-
ritäten von Schüler_innen. Dies kann nicht in der Schule al-
leine gelingen, sondern ist angewiesen auf den Ausbau lo-
kaler und regionaler Strukturen. 

Der Schule muss es als Institution aber gelingen, hetero-
gene Lern- und Entwicklungsstände von Schüler_innen zu 
erkennen (pädagogische Diagnostik), anzuerkennen (pä-
dagogische Ethik) und bildungsbezogene Antworten auf 
diese zu geben (inklusive Didaktik). Im Mittelpunkt eines 
pädagogisch-diagnostischen Erkenntnisinteresses von 
Lehrkräften müssen die individuellen Lernausgangslagen 
und Entwicklungsmöglichkeiten der einzelnen Schüler_in-
nen liegen, die aufbauend auf ihre (lern-)biografischen 
Vorerfahrungen individuell differenzierte und zugeschnit-
tene Lernangebote erhalten (z. B. Sturm 2016; Werning/
Lütje-Klose 2016; Hackbarth/Martens 2018). Die mit die-
ser Individualisierung an vielen Stellen notwendige Öff-
nung von Unterricht ist mitnichten trivial, da in diesem 
Zusammenhang eine deutliche Steigerung der Komplexi-
tät von Lehr- und Lernsituationen angenommen werden 
muss und in geöffneten Unterrichtsformaten beispielswei-
se (neue) Herausforderungen und Barrieren für das Lernen 
von Schüler_innen entstehen können (z. B. Breidenstein/
Rademacher 2017). Von entscheidender Bedeutung sind 
die grundsätzliche schulstrukturelle und -organisatorische 
Anerkennung von individuell unterschiedlichen Lernaus-
gangslagen der Lernenden. Hierzu bedarf es der Schaf-
fung institutioneller und personeller Rahmenbedingungen 
und Ressourcen, die eine solche Gestaltung einer kinder-
rechtsbasierten Lernumgebung erst ermöglichen. Bedeu-
tenden Einfluss hat damit auch die Professionalität bzw. 
eine entsprechende Professionalisierung von Lehrkräften. 
Diese müssen über fachliches und fachdidaktisches Wis-
sen und entsprechende (Lehr-)Kompetenzen im Umgang 
mit heterogenen Lerngruppen, aber auch über professi-
onsbezogene Reflexivität verfügen. 

Vor dem Hintergrund der ernüchternden empirischen Er-
gebnisse der großen Bildungsstudien für Deutschland und 
der in den abschließenden Bemerkungen zum Staatenbe-
richt formulierten bisherigen Versäumnisse muss kritisch 
angemerkt werden, dass die in der Konvention geforderte 
Chancengleichheit zwar notwendig, aber nicht hinreichend 
für eine gleichberechtigte Bildungsteilhabe aller erscheint. 
Muss nicht mit Blick auf die festgestellten Disparitäten viel 
mehr Bildungsgerechtigkeit geschaffen werden, die unter 
Umständen auch ungleiche Aufmerksamkeit für einzelne 
Gruppen bedeuten kann? Ungleiches kann also nicht gleich 
behandelt werden. Konkret heißt das, dass unterschiedlich 
auftretende Bedarfe an den Schulen und deren Bearbei-
tung auch finanziell ermöglicht werden müssen, etwa 
durch Personal oder Material. 

Daneben stellen die aufgeworfenen bisherigen Versäumnis-
se des Schulsystems in der Gestaltung des Sozialraums 
Schule (vgl. Ausschuss für die Rechte des Kindes 2022) 
eine zweite institutionelle Entwicklungsaufgabe dar. Das 
Schulsystem benötigt ein explizites und unmissverständli-
ches Bekenntnis zu den Menschenrechten, welches in der 
Folge für alle Ebenen und Handlungsfelder durch die ver-
antwortlichen Institutionen und Funktionsträger definiert 
werden muss und damit die Grundlage aller pädagogischen 
und bildungsbezogenen Bemühungen darstellen sollte. 
Eine Konkretisierung dieses normativen Anspruchs in der 
institutionellen Gestaltung von Schule und Unterricht lässt 
sich beispielsweise in den Reckahner Reflexionen finden, 
die auch als pädagogische Ethik analog zum hippokrati-
schen Eid in der Medizin angesehen werden können. 

Artikel 29: Bildungsziele; Bildungseinrichtungen 

(1) Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, dass die 
Bildung des Kindes darauf gerichtet sein muss, 

a) die Persönlichkeit, die Begabung und die geistigen 
und körperlichen Fähigkeiten des Kindes voll zur 
Entfaltung zu bringen; 

b) dem Kind Achtung vor den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten und den in der Charta der Verein-
ten Nationen verankerten Grundsätzen zu vermit-
teln; 

c) dem Kind Achtung vor seinen Eltern, seiner kultu-
rellen Identität, seiner Sprache und seinen kultu-
rellen Werten, den nationalen Werten des Landes, 
in dem es lebt, und gegebenenfalls des Landes, 
aus dem es stammt, sowie vor anderen Kulturen 
als der eigenen zu vermitteln; 

d) das Kind auf ein verantwortungsbewusstes Leben 
in einer freien Gesellschaft im Geist der Verständi-
gung, des Friedens, der Toleranz, der Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter und der Freundschaft 
zwischen allen Völkern und ethnischen, nationa-
len und religiösen Gruppen sowie zu Ureinwoh-
nern vorzubereiten; 

e) dem Kind Achtung vor der natürlichen Umwelt zu 
vermitteln. 

(2) Dieser Artikel und Artikel 28 dürfen nicht so ausge-
legt werden, dass sie die Freiheit natürlicher oder juristi-
scher Personen beeinträchtigen, Bildungseinrichtungen 
zu gründen und zu führen, sofern die in Absatz 1 festge-
legten Grundsätze beachtet werden und die in solchen 
Einrichtungen vermittelte Bildung den von dem Staat 
gegebenenfalls festgelegten Mindestnormen entspricht. 
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Interpretation und Diskussion in Bezug  
auf das deutsche Schulsystem

Ungeachtet jeglicher (Mindest-)Standards und inhaltlicher 
bzw. curricularer Entfaltung von Bildungszielen (wie bei-
spielsweise in den KMK-Bildungsstandards) eröffnet die 
KRK in Artikel 29, Absatz 1a eine grundlegende normative 
Perspektive im Hinblick auf sämtliche (staatliche) Bil-
dungsbemühungen: die individuelle Entfaltung von Persön-
lichkeit, Begabung und Fähigkeiten des einzelnen Kindes. 

In seiner Ausrichtung von Bildung auf die Persönlichkeit, 
die Begabung und die Fähigkeiten kann der Bildungsbe-
griff der KRK unter direkter Verknüpfung mit Artikel 3 KRK 
(Kindeswohlorientierung) somit als ein emanzipatorischer 
definiert werden. Neben der Notwendigkeit einer Vermitt-
lung gesellschaftlich anerkannter Wissens- und Kompe-
tenzbereiche freiheitlich-demokratischer Gesellschaften 
(die beispielsweise über Bildungsstandards und Kompe-
tenzerwartungen der Bildungsadministration auf Länder-
ebene ausformuliert werden) wird in Artikel 29 die grund-
sätzliche Anerkennung der Individualisierung von Bildungs-
prozessen deutlich. Bezugspunkt aller (staatlichen) 
Bildungsbemühungen soll die individuelle Entfaltung der 
Schüler_innen auf Grundlage ihrer Persönlichkeit, der Be-
gabungen und Fähigkeiten bilden. So hat laut der Allge-
meinen Bemerkungen des UN-Ausschusses für die Rechte 
des Kindes (2001) der Lehrplan einen unmittelbaren Bezug 
zum sozialen, kulturellen, ökologischen und wirtschaftli-
chen Umfeld des Kindes und zu seinen gegenwärtigen und 
künftigen Bedürfnissen zu berücksichtigen. 

Die Lehr- und Lernmethoden sollten demnach an die ver-
schiedenen Bedürfnisse der unterschiedlichen Kinder ange-
passt sein. Als weiteres Ziel der Bildung müsse sicherge-
stellt werden, dass jedes Kind unverzichtbare Lebenskom-
petenzen lernt. Zu den Grundqualifikationen gehören somit 
nicht nur Lesen, Schreiben und Rechnen, sondern auch 
Kompetenzen wie etwa die Fähigkeit, ausgewogene Ent-
scheidungen zu treffen, Konflikte gewaltlos zu lösen und 
eine gesunde Lebensführung, gute Sozialbeziehungen und 
Verantwortungsbewusstsein, kritisches Denken, kreative 
Begabungen und andere Fähigkeiten zu entwickeln (Aus-
schuss für die Rechte des Kindes 2001). Die in den Allge-
meinen Bemerkungen umfassend wie auch individuell ver-
standene Förderung konkretisiert also die über Artikel 28 
geforderte Chancengleichheit auf Ebene der einzelnen 
Schüler_innen. In der Konsequenz auf der schulpraktischen 
Umsetzungsebene wird damit aber auch deutlich, dass dies 
nur über individuelle Bildungsperspektiven auf Grundlage 
der aktuellen Entwicklung des einzelnen Kindes und in Re-
ferenz zu gesellschaftlich relevanten und anerkannten 
Kompetenzbereichen über Formate der individuellen För-
derung umsetzbar ist.

Während Artikel 29, Absatz 1, Satz 1 zunächst einmal die 
individuelle Entfaltung und damit die Förderrechte des ein-
zelnen Kindes an allererste Stelle rückt, folgen in Satz 2 
und 3 mit einer Forderung nach Vermittlung der Achtung 

vor den Menschenrechten, vor den Eltern und der eigenen 
und auch fremden kulturellen Identität für die Kinder eine 
Fokussierung der Schutzrechte. Eine solche Menschen-
rechtsbasierung des sozialen Miteinanders sowie der eige-
nen Identitätsfindung und auch die Achtung anderer Iden-
titäten trägt einen starken normativen Impetus für die 
schulische und unterrichtliche Praxis in sich. So wurde be-
reits auf die hohe Anzahl verletzender Interaktionen zwi-
schen Lehrpersonen und Schüler_innen (Prengel et al. 
2016) aufmerksam gemacht (siehe Artikel 28). Und auch 
empirisch rekonstruierte Muster der Beschämung von 
Schüler_innen durch Lehrkräfte gewinnen an Aufmerksam-
keit (Marks 2013; Spiegler 2021). Alle pädagogischen und 
didaktischen Strukturen und Handlungen in Schule und 
Unterricht sollten somit ihren Ausgangspunkt, ihre norma-
tive Begründung und Rechtfertigung in den Menschenrech-
ten finden. Und auch die Anerkennung unterschiedlicher 
Kulturen und Sprachen sollte strukturell und auch hand-
lungspraktisch in der gelebten Schul- und Unterrichtskultur 
erkennbar sein. 

Mit Satz 4 des Artikels 29 formuliert die Konvention die 
schulische Aufgabe der Vorbereitung auf ein verantwor-
tungsbewusstes Leben in einer freien Gesellschaft und da-
mit eine Setzung, die sowohl Ziel und Perspektive als auch 
den Weg dorthin aufzeigt. Denn pädagogisch kann das Ziel 
einer Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes Leben 
in einer freien Gesellschaft nur verwirklicht werden, wenn 
sich auf dem Weg dorthin alle pädagogischen Bemühun-
gen selbst an den normativen Grundsätzen dieser freien 
Gesellschaft und damit den Menschenrechten messen las-
sen. Eine Vorbereitung kann damit nur über menschen-
rechtsbasiertes Handeln und Aushandeln im schulischen 
Alltag selbst geschehen. Schule kann sich nicht auf eine 
reine Vermittlung der Normen zurückziehen, sondern muss 
diese Normen auch im schulischen Alltag erkennbar und 
erlebbar machen. 

Satz 5 beinhaltet eine aktuelle und in Teilen kontrovers dis-
kutierte gesellschaftliche Perspektive, zu der sich Schule 
zukünftig deutlicher positionieren muss: 

 → Wie kann eine Achtung vor der natürlichen Umwelt in 
Zeiten des menschenverursachten Klimawandels und 
der damit verbundenen verschärften Handlungsnotwen-
digkeit gelehrt und gelernt werden? 

 → Welche Rolle nimmt Schule ein, wenn Schüler_innen ihr 
Recht auf Mitbestimmung in gesellschaftlich-politischen 
Veränderungsprozessen wahrnehmen (wollen)? 

Die kontrovers geführte und emotional aufgeladene Dis-
kussion um eine Befreiung vom Unterricht für die Teilnah-
me an Demonstrationen zum Klimaschutz hat gezeigt, 
dass dies in Bezug auf ein damit verbundenes Lern- und 
Entwicklungspotenzial von institutioneller Seite sehr un-
terschiedlich eingeschätzt wird.
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Was wissen wir empirisch?

Sowohl die menschenrechtliche Grundlegung pädagogi-
scher Bemühungen als auch eine umfassende Anerken-
nung unterschiedlicher Identitäten scheinen in der Schul-
praxis einer noch mehr oder minder großen Limitierung zu 
unterliegen. Aber auch inklusive und interkulturelle Pers-
pektiven weisen immer wieder auf die tradierte monokultu-
relle Ausrichtung des deutschen Schulsystems in seinen 
Strukturen, Lehrplänen, Materialien und seinem Schulall-
tag hin (vgl. z. B. Wolter et al. 2022). 

Mit der Idee der individuellen Förderung und den damit 
verbundenen Konzepten wie Scaffolding (von engl. Scaf-
fold = Gerüst) als eine pädagogische Strategie, bei der 
Lehrpersonen Unterstützung anbieten, die nach und nach 
stärker in die Verantwortung der Schüler_innen übergeht, 
sind vielschichtige Ergebnisse in den vergangenen Jahren 
in der Forschung präsentiert worden. Diese schließen die 
Öffnung von Unterricht, etwa durch das Einbinden externer 
Expert_innen, ebenso ein wie die multiprofessionelle Team-
arbeit oder die Arbeit auf Ebene der einzelnen Unterrichts-
fächer. Allgemein kann zusammengefasst werden, dass 
Formen der individuellen Förderung dann für die Schüler_
innen gute Lernangebote darstellen, wenn sie an deren in-
dividuelle Ausgangslagen anknüpfen. Zudem kann die Ver-
schiedenheit der Schüler_innen dann für die Schule und 
den Unterricht produktiv genutzt werden, wenn dezidiert 
unterschiedliche Perspektiven eingefordert und eingebun-
den werden. Dies gilt sowohl auf Ebene der Lehrpersonen 
in der Arbeit in multiprofessionellen Teams wie auch sei-
tens der Schüler_innen mit ihren unterschiedlichen Erfah-
rungen und Anknüpfungspunkten. Hierzu wurde etwa in 
der Qualitätsoffensive Lehrerbildung an vielen Hochschu-
len systematisch geforscht (BMBF o. J.).

Oftmals wird dies in der Forschung über den Leistungs-
stand der Schüler_innen operationalisiert. Die Frage der 
Hintergründe – also warum die Schüler_innen diesen Leis-
tungsstand haben – ist eine weitergehende Frage, die zu-
mindest in der empirischen Forschung nur selten systema-
tisch erhoben wird. Für die schulische Praxis wären aber 
genau diese Aspekte wichtige Anknüpfungspunkte. Sinn-
voll erscheint etwa, neben der Erhebung der Interessen der 
Schüler_innen und den damit verbundenen motivationalen 
Zugängen auch die familiären und kulturellen Hintergründe 
der Schüler_innen stärker zu beachten. Über die Beach-
tung der kulturellen Heterogenität der Schülerschaft kön-
nen schulische Lernangebote stärker an die individuellen 
Vorerfahrungen bzw. die familiär geprägten, auch ethnisch 
und kulturell bedingten Identitätsentwicklungen von Schü-
ler_innen anknüpfen und damit biografisch bedingte Schei-
ternsprozesse in der schulischen Lernentwicklung mini-
miert werden. 

Eine Befragung von Lehrkräften (Robert Bosch Stiftung 
2024) ermittelte in diesem Zusammenhang eine kritische 
Bewertung der Qualität (Mittelwert 3,6) und des Umfangs 
(Mittelwert 4,3) der Förderangebote für Schüler_innen in 

ihrer ethnischen und kulturellen Identität an der eigenen 
Schule durch die Lehrkräfte (auf einer Notenskala von 1 bis 
6). Immerhin 50 Prozent der befragten Lehrkräfte gaben 
zudem an, dass der Umfang der Förderung für Schüler_in-
nen in ihrer ethnischen und kulturellen Identität an der ei-
genen Schule mangelhaft ist bzw. keine Angebote vorhan-
den sind (Robert Bosch Stiftung 2024: 22–23). Befragt 
nach der Berücksichtigung von kulturell-ethnischen Unter-
schieden im eigenen Unterricht, führen die befragten Lehr-
kräfte am häufigsten an, dass sie verschiedene Religionen, 
Kulturen oder Bräuche und ebenso die Sprache oder Kultur 
von Schüler_innen im Unterricht thematisieren (beide 18 
Prozent). 13 Prozent der Lehrkräfte berichteten, auf eine 
kultursensible Sprache bzw. Verhaltensweise zu achten. Elf 
Prozent bemühen sich, in ihrem Unterricht verschiedene 
Sichtweisen und Perspektiven zu berücksichtigen. Zehn 
Prozent der Lehrkräfte sagten, dass sie im Unterricht Tole-
ranz und Rücksichtnahme auf andere Kulturen lehren, Viel-
falt positiv darstellen oder Vorurteile bekämpfen. Die Aus-
wahl von Unterrichtsmaterialien und Fallbeispielen aus 
verschiedenen Kulturkreisen nennen neun Prozent der 
Lehrkräfte. Weiterhin werden bei der Leistungsbeurteilung 
und Unterrichtsgestaltung die individuellen Lernvorausset-
zungen und Sprachfähigkeiten berücksichtigt (fünf Pro-
zent).

Die hier beispielhaft aufgeführten empirischen Erkenntnis-
se einer Befragung von Lehrkräften zeigen, dass es in Hin-
blick auf die schulische und unterrichtliche Umsetzung des 
Art. 29, Absatz 1c deutlichen Nachholbedarf gibt. 

Kinderrechtskonforme Ansätze der  
(Weiter-)Entwicklung von Schule und Unterricht

Schulische Konzepte, die eine Entfaltung der individuellen 
Persönlichkeit, Begabung und der Fähigkeiten in den Blick 
nehmen, werden aktuell überwiegend unter der Perspektive 
der individuellen Förderung bzw. der inklusiven Bildung 
subsummiert. 

So fordern Vertreter_innen eines inklusiven Bildungssys-
tems eine Aufspaltung der schulischen Inhalts- bzw. Kom-
petenzbereiche in ein obligatorisches und fakultatives Cur-
riculum (z. B. Prengel 2015). Das obligatorische Curriculum 
sichert zentrale, verbindliche Inhalte und Kernkompeten-
zen, die jede_r für ein Leben in einer freiheitlich-demokrati-
schen Gesellschaft benötigt. Das obligatorische Curriculum 
sichert somit die Teilhabe an der Gesellschaft. Ein fakulta-
tives Curriculum dagegen wird den individuellen Interes-
sen und Bedürfnissen, den Fähigkeiten und Begabungen 
des/der Einzelnen gerecht und ermöglicht damit die Frei-
heit im Bildungsprozess. 

Ebenso lassen sich aus der Empirie heraus Entwicklungs-
perspektiven für Schule und Unterricht aufzeigen, die auf 
der schul- und unterrichtspraktischen Handlungsebene ei-
ner kinderrechtsbasierten Subjektorientierung entsprechen. 
Die Perspektive der empirischen Schul- und Unterrichtsfor-
schung lenkt die Aufmerksamkeit auf die Sicht- und Tie-
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fenstrukturen des Unterrichts. Aufbauend auf die Befunde 
der Metaanalysen zur Wirksamkeit von Unterricht (Hattie 
2008, 2013, 2015) weisen Trautwein, Sliwka und Dehmel 
(2022) darauf hin, dass neben den Sichtstrukturen des Un-
terrichts vor allem die Gestaltung der Tiefenstrukturen 
bzw. der Lehr-Lern-Prozesse die Wirksamkeit von Unter-
richt bestimmt. Zu den Sichtstrukturen gehören die Organi-
sationsformen wie Klassenunterricht oder (differenzierte) 
Lerngruppen, Methoden wie beispielsweise die direkte Ins-
truktion oder Projektarbeit und schließlich Sozialformen 
wie Gruppen- oder Einzelarbeit. Die empirisch lernwirksa-
men Tiefenstrukturen werden dagegen durch die Fähigkei-
ten der Klassenführung der Lehrkraft, die kognitive Aktivie-
rung und konstruktive Unterstützung der Schüler_innen im 
Lernprozess definiert. 

Die Passung zur rechtlich-normativen Forderung der KRK 
im Bereich der Förderrechte wird hier sehr deutlich: Die 
kog nitive Aktivierung als Teil einer empirisch nachgewiese-
nen Wirksamkeit von Unterricht fordert von Lehrkräften, 
Lernende durch Anknüpfen an Vorerfahrungen, Auslösen 
sogenannter kognitiver Konflikte oder attraktive und rele-
vante Fragestellungen zur aktiven Auseinandersetzung mit 
den Lerninhalten anzuregen. Die Dimension der konstrukti-
ven Unterstützung fordert eine wertschätzende und res-
pektvolle Interaktion zwischen Lehrkräften und Lernenden 
bei Verständnisproblemen oder Lernblockaden, beispiels-
weise durch einen konstruktiven Umgang mit Fehlern, ein 
angemessenes Tempo, formatives Feedback oder Scaffol-
ding (Trautwein et al. 2022). Und die Klassenführung un-
terstreicht die Verantwortung der Lehrkraft für eine kons-
truktive Lernumgebung. 

Als eine Konsequenz oder auch Notwendigkeit aus den 
skizzierten Lehr-Lern-Prozessen und der weitgehenden In-
dividualisierung von Bildungsprozessen kann eine Öffnung 
des Unterrichts formuliert werden. Von entscheidender pä-
dagogisch-didaktischer Bedeutung in dieser Öffnung (z. B. 
durch individuelle Zielsetzungen und/oder die Nutzung 
eines individualisierten Curriculums) sind die konstruktive 
Unterstützung vor dem Hintergrund der individuellen Aus-
gangslage der Schüler_innen sowie die durchgängige 
Transparenz im und über den Lernprozess für alle Beteilig-
ten. Dazu zählen eine zunehmend partizipative Aushand-
lung von Lernzielen und Kompetenzerwartungen mit Schü-
ler_innen im Lernprozess, z. B. im Rahmen der Lernbera-
tung und des Lerncoachings. Angepasst an eine solche 
gemeinsame Zielperspektive oder einen solchen Erwar-
tungshorizont sollten Formate der Leistungsmessung, Leis-
tungsrückmeldung und Leistungsbewertung für Schüler_in-
nen im Sinne der Beteiligung von Lernenden angepasst 
werden. Ein solches Vorgehen anerkennt die Schüler_innen 
als Subjekte und sichert die konventionsbezogene Forde-
rung der Vorbereitung auf ein verantwortungsbewusstes 
Leben in einer freien Gesellschaft.

Wie bereits angedeutet, zeigt sich empirisch, dass in den 
häufig geforderten geöffneten Unterrichtsformaten (neue) 
Herausforderungen und Barrieren für das Lernen von Schü-

ler_innen entstehen können (vgl. Breidenstein/Rademacher 
2017). Eine Individualisierung von Lernprozessen über die 
Öffnung von Unterricht ist ein „fortlaufender Prozess“ 
(Bohl/Kuchartz 2010: 84), der zunächst auf- und dann aus-
gebaut werden muss. Und ein solcher Aufbau von Unter-
richtsstrukturen in Richtung Öffnung falle Schüler_innen 
umso schwerer, je länger sie bereits Schule im traditionellen 
Sinne erlebt hätten. Bohl und Kuchartz (2010: 85) schlagen 
deshalb eine stufenweise Öffnung des Unterrichts vor:

„1. Stufe: organisatorische Öffnung (Inwieweit können 
die Schüler_innen ihre Rahmenbedingungen selbst be-
stimmen?)

2. Stufe: methodische Öffnung (Inwieweit kann die 
Schülerin/der Schüler ihrem/seinem eigenen Lernweg 
folgen?)

3. Stufe: methodische und inhaltliche Öffnung (Inwieweit 
kann die/der Schüler_in darüber hinaus über ihre/seine 
Lerninhalte bestimmen?)

4. Stufe: politisch-partizipative Öffnung (Inwieweit können 
die Schüler_innen in der Klasse Unterrichtsablauf und -re-
geln mitbestimmen?)

5. Stufe: Öffnung der Schule (Inwieweit öffnet sich die 
Schule nach außen zur Umwelt und lässt die Außenwelt 
herein?)“

Diese Stufung kann gleichzeitig als Diagnoseinstrument 
sowohl des aktuellen Entwicklungsstandes der Öffnung 
von Unterricht im Allgemeinen als auch des aktuellen indi-
viduellen Entwicklungsstandes einzelner Schüler_innen in 
diesem Unterricht gelten. Anknüpfend an die Einschätzung 
des Ist-Standes schließt sich für Lehrkräfte die Frage an, 
wie die Öffnung des Unterrichts im Allgemeinen und in Be-
zug auf die individuellen Voraussetzungen einzelner Schü-
ler_innen schrittweise organisatorisch und inhaltlich wei-
terentwickelt werden kann. Ein solches Vorgehen entspricht 
sowohl dem schulpädagogischen bzw. auch administrati-
ven Paradigma der Kompetenzorientierung wie auch der 
hier in den Mittelpunkt gerückten normativen Forderung 
der KRK nach (zunehmender) Partizipation und Vorberei-
tung auf ein verantwortungsbewusstes Leben in einer frei-
en Gesellschaft. 

Das Recht auf Beteiligung

Das Recht auf Beteiligung wird anhand der Artikel 12, Ab-
satz 1 (Berücksichtigung des Kindeswillens) und 13 (Mei-
nungs- und Informationsfreiheit) diskutiert.

Artikel 12 [Berücksichtigung des Kindeswillens]

(1) Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, 
sich eine eigene Meinung zu bilden, das Recht zu, diese 
Meinung in allen das Kind berührenden Angelegenhei-
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ten frei zu äußern, und berücksichtigen die Meinung des 
Kindes angemessen und entsprechend seinem Alter und 
seiner Reife.

Interpretation und Diskussion in Bezug  
auf das deutsche Schulsystem

Über den Begriff „Fähigkeit“ wird auf die Konzepte Lernen 
und Entwicklung abgehoben. Generell sind aber alle Kinder 
mit diesem Artikel adressiert. Eine Idee der Leistungsfähig-
keit ist hier dezidiert nicht eingeschrieben. Die Möglichkeit 
der Meinungsbildung wird in diesem Artikel in Abhängig-
keit der individuellen Fähigkeiten der Kinder gestellt, wobei 
im weiteren Verlauf auf eine Lern- und Entwicklungspers-
pektive abgehoben wird. Generell sind somit alle Kinder, 
unabhängig vom aktuellen Stand der Fähigkeit zur Mei-
nungsbildung, mit diesem Artikel adressiert. Eine Idee einer 
minimalen Leistungsfähigkeit ist hier dezidiert nicht einge-
schrieben. Vielmehr kommt es für alle Verantwortungsträ-
ger_innen darauf an, die Kinder in ihrer Entwicklung zur 
Meinungsfindung zu unterstützen. 

Für die Institution Schule bedeutet das: Schüler_innen 
müssen die Möglichkeit bekommen, sich zu den Dingen zu 
äußern, die sie selbst betreffen. Hierfür bedarf es in der 
Schule Umsetzungsformen, in denen ein solches Äußern 
ermöglicht und auch eingefordert wird. Eine bekannte 
Form sind Klassenräte, die Wahlen von Klassensprecher_
innen und die weiterführende Arbeit auf Schulebene (Schü-
ler_innenparlament) oder auch in der Kommune (Kinderrat 
in der Gemeinde). 

Neben der Meinungsbildung und der Meinungsäußerung 
ist die Beachtung der Meinung verbrieft. Dabei werden 
das Alter und die Reife als Orientierungsgröße genannt. 
Im Negativen kann es dazu kommen, dass Schüler_innen 
sich zu einem Sachverhalt eine Meinung erarbeitet haben, 
diese geäußert haben, dann aber seitens der Erwachsenen 
nicht weiter in den Entscheidungsfindungen berücksich-
tigt werden. Dies ist etwa dann gegeben, wenn im Schü-
ler_innenparlament Beschlüsse herbeigeführt werden, 
diese dann aber etwa seitens der Schulleitung nicht auf-
gegriffen werden.

Das Recht auf Beteiligung bezieht sich auf das Selbstbe-
stimmungsrecht der allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte. Die Selbstbestimmung von Kindern ist jedoch in 
Abhängigkeit vom Alter, Entwicklungsstand oder der „Rei-
fe“ nicht immer vollumfänglich möglich – auch oder gerade 
im Kontext der Schule. 

Es gibt Felder, in denen die verantwortlichen Erwachsenen 
die (letzte) Entscheidung treffen. Dies kann unterschiedli-
che Bereiche betreffen, die sich auch direkt auf die Schü-
ler_innen beziehen können. Hierzu zählt etwa die Schul-
wahl, Fragen der Versetzung, curricular verbindliche Inhalte 
oder auch das Lehrmaterial, das durch die Lehrpersonen 
eingesetzt wird. Im Schulbereich liegen viele dieser Ent-
scheidungen rechtlich zunächst bei den Erziehungsberech-

tigten und im begrenzten schulstrukturellen und -organisa-
torischen Rahmen auch bei Lehrkräften. Diese Einschrän-
kung der Selbstbestimmung wird aber durch eine 
Anerkennung der Entwicklung der jungen Menschen ge-
rahmt. Demnach gibt es eine Verpflichtung, die Meinung 
der Kinder in sie betreffenden Angelegenheiten nicht nur 
zu hören, sondern dieser Meinung vorrangiges Gewicht bei-
zumessen.

Mit Artikel 13 werden diese Bezüge weiter konkretisiert.

Artikel 13 [Meinungs- und Informationsfreiheit]

(1) Das Kind hat das Recht auf freie Meinungsäußerung; 
dieses Recht schließt die Freiheit ein, ungeachtet der 
Staatsgrenzen Informationen und Gedankengut jeder 
Art in Wort, Schrift oder Druck, durch Kunstwerke oder 
andere vom Kind gewählte Mittel sich zu beschaffen, zu 
empfangen und weiterzugeben.

(2) Die Ausübung dieses Rechts kann bestimmten, ge-
setzlich vorgesehenen Einschränkungen unterworfen 
werden, die erforderlich sind

a) für die Achtung der Rechte oder des Rufes  
anderer oder

b) für den Schutz der nationalen Sicherheit, der  
öffentlichen Ordnung (ordre public), der Volks- 
gesundheit oder der öffentlichen Sittlichkeit.

Damit sich Schüler_innen eine eigene Meinung bilden kön-
nen, müssen ihnen in der Schule unterschiedliche Informa-
tionen zur Verfügung gestellt werden, damit ein differen-
ziertes Meinungsbild entstehen kann. Der Beutelsbacher 
Konsens bietet dafür hilfreiche Orientierungen in der unter-
richtlichen Praxis (Drerup 2021). Zudem ist sicherzustellen, 
dass die Informationen nicht einfach hingenommen, son-
dern auch kritisch eingeordnet werden können. Dies gilt für 
die Einschätzung des Wahrheitsgehalts (Stichwort: Fake 
News) in den sozialen Netzwerken, aber auch für die Fähig-
keit, widerstreitende Aussagen zu reflektieren und zu be-
werten. Das gemeinsame Aushandeln, die Diskursfähigkeit, 
ist dabei eine wichtige Grundlage, um differenzierte Mei-
nungsbilder zu entwickeln (Rott/Kohnen 2023). Die kogni-
tiven Grundstrukturen – unabhängig vom Grad der indivi-
duellen Ausprägung – bilden die Basis, damit Schüler_in-
nen eine eigene Meinung ausbilden können. Wichtig ist, 
dass etwa in der Schule adaptive Angebote geschaffen 
werden, die individuelle Entwicklungsmöglichkeiten der 
Lernenden berücksichtigen. Ausnahmslos alle Schüler_in-
nen müssen etwa Kompetenzen zur Informationsbeschaf-
fung und -einordnung erwerben. Die Frage ist, wie dies im 
Unterricht sichergestellt werden kann. Als Orientierungs-
punkt können Arbeiten zum kritischen Denken herangezo-
gen werden, wobei die empirische Basis für den deutsch-
sprachigen Raum noch recht dünn ist (Rott et al. 2024). 
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Informationen sind nicht normfrei. Deutlich wird dies, 
wenn Schüler_innen etwa zur Recherche Medien nutzen, 
die Propaganda verbreiten, oder wenn rechtsradikale oder 
andere diskriminierende Informationsträger in den Unter-
richt eingebunden werden, z. B. bei Referaten oder dem 
Erstellen von Hausaufgaben. Die Grenze dessen, was legi-
tim ist, ist die Unverletzlichkeit anderer Personen. Auch 
hier greifen die Ideen des kritischen Denkens und die Ori-
entierung an einer zukunftsorientierten, demokratischen 
Gesellschaftsidee.

Lundy hat ein Partizipationsmodell entwickelt, in dem 
die beiden Artikel 12 und 13 miteinander verwoben sind. 
Sie zeigt auf, dass es nicht ausreicht, den Kindern eine 
Stimme zu geben und sich zu äußern. Es muss auch Räu-
me geben, in denen diese Stimme Gehör findet, wo Aspek-
te mitentschieden und gestaltet werden können. 

Was wissen wir empirisch?

Die Partizipationsräume für Schüler_innen im deutschen 
Schulsystem sind bislang noch vergleichsweise wenig be-
forscht. In den Überblicksarbeiten (Reisenauer 2020, Hüp-
ping 2024) zeichnet sich aber ein deutliches Bild ab: Betei-
ligung wird vor allem dort ermöglicht, wo es wenige Folgen 
für das gesamte System hat, etwa wenn es darum geht, 
das Ziel für den nächsten Wandertag abzustimmen, wobei 
eine Vorauswahl bereits durch die Lehrpersonen getroffen 
wurde. Damit finden partizipative Prozesse eher auf einem 
niedrigen Niveau statt. Man spricht hier auch von Schein-
partizipation. Deutlich wird auch, dass die Schüler_innen 
selbst wenig darüber wissen, welche Handlungsfelder sie 
aktiv mitgestalten können. Hier wird offensichtlich, dass 
das Wissen über die Beteiligungsrechte nur in geringem 
Maße vermittelt wird. Gleiches gilt aber auch für die Lehr-
personen, die oftmals unsicher sind, welche Grenzen nicht 
überschritten werden dürfen. Daher neigen viele Lehrperso-
nen dazu, im Unterricht kaum Beteiligung zu ermöglichen 
und Teilhabestrukturen nicht auszubauen. Die Räume, in 
denen Beteiligung dann stattfindet, sind oftmals stark defi-
niert und abgesteckt, etwa durch institutionelle Veranke-
rungen wie den Klassenrat. Auf der konkreten unterrichtli-
chen Ebene nehmen die Möglichkeiten deutlich ab. Zudem 
sind – und das ist mit Blick auf die Argumentation an der 
Idee der Reife der Schüler_innen interessant – an den 
Grundschulen Partizipationsmöglichkeiten oftmals stärker 
ausgeprägt als an weiterführenden Schulen. Gleichwohl er-
scheinen auch hier die Möglichkeiten zur Partizipation für 
Schüler_innen eher gering.

Die Forschung zur institutionalisierten Beteiligung, etwa im 
Klassenrat, weist gelingende und scheiternde Prozesse 
nach (De Boer 2007; Budde 2010). Im Klassenrat werden 
oftmals Themen verhandelt, die stärker von den Lehrperso-
nen als von den Schüler_innen ausgehen. Viele Lehrperso-
nen übernehmen dabei eine stark eingreifende Rolle im 
Klassenrat und geben Schüler_innen wenig Raum, um ei-
gene Fragen und Ideen zu entwickeln. Der Klassenrat fällt 
zudem oft aus oder wird umfunktioniert, um Klassenge-

schäfte zur organisieren. Dadurch wird deutlich, dass die-
ses Format keinen hohen Stellenwert im Schulalltag hat – 
es scheint verzichtbar zu sein. Die Schüler_innen selbst 
nutzen den Klassenrat vielfach nicht als einen Ort, um die 
eigene Meinung bzw. Perspektive zu äußern, sondern sie 
machen ihren Schüler_innen-Job, von dem sie glauben, 
dass er von den Lehrpersonen erwartet wird. Insofern ist 
die konzeptionell hoch partizipativ angelegte Idee des 
Klassenrats oftmals ein Ort des Als-ob. 

Das Deutsche Kinderhilfswerk hat 2024 eine Studie zur 
Umsetzung von Artikel 12 in Deutschland vorgelegt. Dabei 
weist die Studie deutlich über die Institution Schule hinaus. 
Für die Schule wird konstatiert, dass hier kein Beschwerde-
management gegeben ist. Das gilt sowohl für die Einzel-
schulen als auch für die Ebenen darüber. Weder in den 
Rahmenlehrplänen noch in den Fachcurricula sind die Be-
teiligungsrechte systematisch implementiert – ein bundes-
landübergreifendes Phänomen. Allerdings ist die Einrich-
tung von Gremien zur Mitbestimmung durch die Schüler_
innen in allen Bundesländern verbrieft. Dies bietet 
zumindest einen strukturellen Rahmen der Ausgestaltung. 
Als Vorbild können die Kinderbeauftragten der Bundeslän-
der dienen. Äquivalent könnten hier Strukturen aufgebaut 
werden, die ein solches Beschwerdemanagement ermögli-
chen können. Zur konkreten Ausgestaltung in der Schule 
wird jedoch angemerkt, dass es an didaktischen Materiali-
en fehlt, um Lehrpersonen in der schulischen Arbeit ange-
messen zu unterstützen.

Kinderrechtskonforme Ansätze der  
(Weiter-)Entwicklung von Schule und Unterricht 

Das Kinderrechteportal bietet eine Vielzahl an Materialien 
an, mit denen Unterricht ausgestaltet werden kann. Dabei 
geht es oftmals um Fragen des Kinderrechtewissens. Diese 
Grundlagen können etwa über die Broschüre „Eure Kinder-
rechte“ erarbeitet werden. Die Kindernachrichtensendung 
„Logo!“ greift die Kinderrechte zudem immer wieder auf 
und schafft tagespolitische Anknüpfungspunkte. Spannend 
bzw. herausfordernd wird es für Schule und Unterricht ge-
rade dort, wo vermeintliche Hoheitsgebiete der Lehrperso-
nen beschnitten werden. Nehmen wir das Beispiel Lektüre-
auswahl in der Klasse 6. Hier ist in vielen Bundesländern 
im Deutschunterricht vorgesehen, dass die Schüler_innen 
einen Roman (Ganzschrift) lesen und sich hier mit unter-
schiedlichen Konzepten, etwa Autorschaft oder Erzählfor-
men, auseinandersetzen. Auch eigene, kreative Schreib-
kompetenzen sollen in diesem Feld seitens der Schüler_in-
nen erworben werden. Um die Schüler_innen einzubinden, 
sind unterschiedliche Einbindungsstufen vorstellbar: 

 → die Lehrperson gibt einen Roman vor;

 → die Lehrperson stellt mehrere Romane vor, die sie selbst 
zuvor als geeignet identifiziert hat, und die Schüler_in-
nen können abstimmen, welches Buch gelesen wird;
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 → die Schüler_innen können eigene Buchvorschläge ein-
bringen, diese der Klasse vorstellen und dann zu einer 
gemeinsamen Entscheidung kommen;

 → die Lehrperson stellt den Schüler_innen die zu errei-
chenden Kompetenzen vor und entwickelt Aufgaben, die 
über ein Portfolio gesammelt werden (etwa: Stelle ein 
Profil der Autorin zusammen; versetze dich in die Haupt-
figur und schreibe einen Brief an eine andere Figur etc.). 
Die Entscheidung, welches Buch die Schüler_innen le-
sen, wäre dagegen frei. Die Viellesenden können sich an 
einem umfangreichen Buch versuchen, während Schü-
ler_innen mit weniger stark ausgeprägten Lesekompe-
tenzen eher ein schmaleres Buch wählen. Um einen ge-
meinsamen Kern zu erhalten, stellen sich die Schüler_in-
nen ihre Bücher etwa über einen Marktplatz vor. Das 
Portfolio könnte auch die anstehende Klassenarbeit er-
setzen.

Es kann also hier um mehr gehen, als das Ziel des nächs-
ten Wandertages festzulegen oder die Schulhofgestaltung 
(Klettergerüst oder Hangelbahn?) mitzubestimmen. Eine 
Schule, die das besonders verdeutlicht und auch Übertra-
gungsperspektiven für andere Schulen aufzeigt, ist die 
Schule für Erwachsenenbildung in Berlin, auch Berlin Re-
bel Highschool genannt. Selbstbestimmt und interessen-
geleitet nehmen die Schüler_innen, deren bisherige Bil-
dungsbiografien häufig von Umwegen und Brüchen ge-
kennzeichnet sind, ihre Lernwege selbst in die Hand. Hier 
gehen (klassischer) Unterricht, Lernberatung und selbstor-
ganisierte Lernzirkel ineinander über und werden von Lehr-
kräften individuell begleitet und unterstützt. Die Schüler_
innen gewinnen neues Vertrauen in eigene Fähigkeiten und 
Potenziale. 

Ein weiteres Beispiel: Bei der Auswahl des Personals wer-
den Schüler_innen, soweit das rechtlich möglich ist, einge-
bunden. Sie können beratend tätig werden und ihre Krite-
rien für gute Lehrpersonen einbringen. An Universitäten 
wird dies etwa durch die Einbindung der Studierenden auch 
in Besetzungsverfahren für Professuren gewährleistet.

Als Einschränkung für die Selbst- und Mitbestimmung wer-
den in den Kinderrechten das Alter und die Reife angeführt, 
wobei hier die Lern- und Entwicklungsperspektive und der 
damit verbundene schulische Auftrag nochmals betont sei. 
Im schulischen Alltag ist erkennbar, dass die Formen, ab 
wann und in welchem Maße die Lehrpersonen die Schüler_
innen beteiligen, deutlich variieren. Markus Gabriel (2023) 
dreht diese Frage der Verantwortung allerdings um, wenn 
er über das passive Wahlrecht nachdenkt und vorschlägt, 
ein Wahlrecht mit der Geburt zu vergeben. Er fordert dazu 
auf, dass die politischen Parteien ihr Programm so kommu-
nizieren müssen, dass auch Kinder und Jugendliche dies 
verstehen können. Der Idee der Reife wird die Idee der In-
formationspflicht entgegengestellt. Dies bietet auch für die 
Schule neue Räume zum Nachdenken darüber, wie und an 
welchen Stellen Schüler_innen – egal welchen Alters – in 
Entscheidungsprozesse eingebunden werden können. Da-

bei findet kein Absprechen der Fähigkeiten statt, sondern 
ein Verpflichten darauf, die Schüler_innen auf Basis ihres 
aktuellen Lern- und Entwicklungsstandes angemessen ein-
zubinden und sie zu informieren. Zwei leitende Fragestel-
lungen können sein: Welche Informationen benötigen die 
Schüler_innen, um eine gute Entscheidung zu treffen? Wel-
chen didaktischen, methodischen und sozialen Rahmen 
muss ich als Verantwortungsträge r_in schaffen, damit 
Schüler_innen sich in der Schule und im Unterricht beteili-
gen können?

Dies eröffnet dann auch weitere Handlungsfelder, etwa Be-
ratung und Bewertung, in denen die Perspektiven der 
Schüler_innen mit aufgenommen werden können. Die 
Lehrpersonen – in ihren verschiedenen Rollen in der Schule 
– tragen dann weiterhin die Verantwortung für zu treffende 
Entscheidungen. Sie verfügen oftmals über ein differenzier-
tes Wissen und Erfahrungen. Gleichwohl können die Schü-
ler_innen mit ihren Ideen, Fragen und Forderungen dazu 
beitragen, die Qualität der Schule insgesamt zu steigern.

Wenn wir etwa wissen, dass die Motivation zu lesen und 
das Interesse an schulischen Inhalten bei Schüler_innen in 
Teilen schwach ausgeprägt sind, dann können Einbin-
dungsprozesse der Lernenden in Themen-, Methoden- und 
Medienwahl dazu führen, dass die Akzeptanz für die Lern-
angebote höher wird und sich so auch die Kompetenzent-
wicklung der Schüler_innen verbessern könnte. Und wenn 
Schüler_innen über Ziele und zu erreichende Kompetenzen 
des Unterrichts informiert sind, ihnen die dafür notwendi-
gen Methoden, Medien und Bearbeitungswege vermittelt 
wurden und zur Auswahl stehen, haben Sie die Chance, ih-
ren Lernweg zunehmend selbstbestimmt zu gestalten, zu 
reflektieren und schließlich auch zu bewerten. 
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5.   
Handlungsempfehlungen 

In der Analyse aktuell verbindlicher bildungspolitischer und 
-administrativer Vorgaben, Beschlüsse und Empfehlungen 
(KMK, Qualitätsrahmen zur Schulqualität, Curricula) fällt 
auf, dass sich alle Schriften auf die Bedeutung der schuli-
schen Vermittlung von Wissen über Menschen- bzw. Kin-
derrechte fokussieren. In einigen Schriften werden überdies 
Unterstützung und Ermutigung von Schüler_innen zur 
Wahrnehmung ihrer Rechte gefordert. Eine Vermittlung 
dieses notwendigen Wissens über die Kinderrechte und das 
Empowerment der betreffenden Gruppe stellen zweifelsoh-
ne wichtige Aspekte einer kinderrechtsorientierten Schule 
dar. Diesen notwendigen Perspektiven wird mit der vorge-
nommenen Diskussion aber eine ergänzende Perspektive 
zur Seite gestellt: Die Schule als gesellschaftlicher Raum 
und die Lehrkräfte als Verantwortungsträger_innen in der 
Institution Schule tragen ihrerseits durch die Gestaltung 
der Strukturen, der alltäglichen Prozeduren und ihr unter-
richtliches Handeln maßgeblich zu einer umfassenden kin-
derrechtsbasierten Schul- und Unterrichtskultur bei. 

Mit dieser ergänzenden Perspektive möchten wir betonen, 
dass das Wissen über die Kinderrechte allein nicht aus-
reicht und die Unterstützung und Ermutigung von Schüler_
innen zur Wahrnehmung ihrer Rechte zwar eine notwendi-
ge, aber nicht hinreichende Forderung ist. Eine solche For-
derung läuft Gefahr, die Verantwortung für die Umsetzung 
der Kinderrechte auf die Kinder und Jugendlichen als 
Rechtsträger_innen abzuwälzen. In Schule und Unterricht 
müssen die Kinderrechte jedoch umgekehrt über die insti-
tutionelle Werte- und Normengrundlage und das alltägli-
che Handeln innerhalb und außerhalb des Unterrichts von 
den Verantwortungsträger_innen für die Schüler_innen als 
Rechtsträger_innen explizit erlebbar gemacht werden. Der 
Unterricht selbst muss sich den normativen Ansprüchen 
nach Schutz, Förderung und Beteiligung stellen und versu-
chen, diesen gerecht zu werden. 

Die hier vorgenommene, auf Schule und Unterricht fokus-
sierte Analyse der KRK eröffnet den Blick auf Weiterentwi-
cklungs- und Veränderungspotenziale des Schulsystems 
auf allen Ebenen. Aus der Analyse ergeben sich Hand-
lungsempfehlungen für die Ebenen der Bildungspolitik, der 
Professionalisierung von Lehrkräften und der Einzelschule, 
die im Folgenden ausformuliert werden. 

Bildungspolitik und -administration

Für die Bildungspolitik und -administration kann die KRK 
eine wertebasierte Grundlage der schulpolitischen Ausrich-
tung und Entscheidungsfindung darstellen. Die KRK gibt 
mit der ihr innewohnenden Subjektorientierung eine Pers-
pektivierung der juristischen, administrativen, strukturellen 
und pädagogischen Grundlagen der Schule vom Kind aus 
vor. Gesetze, Verordnungen und Rahmenbedingungen im 
Schulsystem werden damit im Lichte des Kindeswohls defi-
niert, entwickelt bzw. umgestaltet. Damit kann die Konven-
tion eine umfassende Perspektive der Verwirklichung von 
inklusiver Bildung für alle Schüler_innen, unabhängig der 
häufig fälschlicherweise verstandenen Fokussierung bzw. 
Verengung auf bestimmte Gruppen (z. B. Schüler_innen 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf) bilden. Konkret 
wäre dies beispielsweise an folgenden Aspekten zu ver-
wirklichen:

 → Bestehende Bildungsstandards sind im Bewusstsein um 
die Anerkennung heterogener Lebens- und Lernvoraus-
setzungen im Hinblick auf mögliche Barrieren und Ex-
klusionstendenzen zu analysieren. Im Wissen um die 
Heterogenität der Schüler_innenschaft, die sich auf un-
terschiedlichen Ebenen in die Entwicklungsperspektiven 
der Schüler_innen eingeschrieben hat (etwa Sprach-
kenntnisse, Vorwissen, Krankheits- und Beeinträchti-
gungserfahrungen), benötigt das Schulsystem offene 
und flexible curriculare Grundlagen. Neben dem verbind-
lichen, obligatorischen Curriculum, welches die relevan-
ten Inhalte für freiheitlich-demokratische Gesellschaften 
beinhaltet, bedarf es eines offenen, fakultativen Curricu-
lums (vgl. Prengel 2015), welches die Interessen und 
Freiheiten der Lernenden, aber auch die Bedürfnisse und 
Unterstützungsbedarfe aufgrund heterogener biografi-
scher und milieubedingter Vorerfahrungen betont. Mit 
diesem zweigeteilten Curriculum sind einerseits Kompe-
tenzen angesprochen, die eine Teilnahme und Teilhabe 
an der demokratischen Gesellschaft erst ermöglichen. 
Neben die Basiskompetenzen (Lesen, Schreiben, Rech-
nen) treten weitere Kompetenzen zur selbstständigen 
und selbstbestimmten Lebensführung. Dies schließt 
etwa soziale, interaktionale Kompetenzen mit ein, die es 
braucht, um gesellschaftliche Prozesse aktiv mitgestal-
ten zu können. Und andererseits bedarf es der individu-
ellen Öffnung der Inhalte, Themen und Kompetenzen 
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mit dem gleichen Ziel der selbstbestimmten Lebensfüh-
rung in einer sozialen Gemeinschaft.

 → In den landesbezogenen Referenz- bzw. Qualitätsrah-
men für Schule und Unterricht bedarf es einer Bezug-
nahme auf die KRK. Neben einem solchen expliziten Be-
zug steht hier vor allem eine Weiterentwicklung der 
Qualitätsstandards inklusive der daraus abgeleiteten 
Evaluationsinstrumente im Hinblick auf eine verbindli-
che schulische und unterrichtliche Verwirklichung der 
Kinderrechte nicht nur als unterrichtliches Thema, son-
dern vor allem als normative Grundlage der Gestaltung 
von Schule und Unterricht im Gesamten in den Rechts-
bereichen Schutz, Förderung und Beteiligung. Dies bie-
tet für die Schulen einen konkreten Anforderungsrah-
men zur Ausgestaltung und zeigt Entwicklungsperspek-
tiven, ausgehend von vorhandenen Strukturen, auf. 

 → Für die Ermöglichung und Umsetzung anerkennungsori-
entierter Praxen in der Schule sollte die Administration 
Rahmenbedingungen klären, wie etwa Formen der Leis-
tungsrückmeldung und -bewertung so ausgestaltet wer-
den können, dass sie weniger beschämend sind und 
stärker anerkennende Wirkung haben. Diese Verantwor-
tung kann nicht alleine den einzelnen Schulen oder den 
Lehrpersonen überlassen werden. Beteiligungsmöglich-
keiten seitens der Schüler_innen an solchen Prozessen 
sollten aufgezeigt werden.

 → Verbunden mit der hier skizzierten kinderrechtsorientier-
ten Gestaltung von Schule und Unterricht sind auf Ebe-
ne der Bildungspolitik die Schaffung angemessener Res-
sourcen in den Blick zu nehmen. Die individuelle Förde-
rung von Schüler_innen unter Anerkennung heterogener 
Lebens- und Lernvoraussetzungen benötigt sowohl zeit-
liche, räumliche als auch personelle Ressourcen zur Ver-
wirklichung des individuellen Rechts auf Bildung in ei-
nem inklusiven Schulsystem. Die Idee der Teilhabe aller 
an der Gesellschaft kann hierfür ein wichtiger Kompass 
zur Ausgestaltung von Schule und Unterricht sein. Dies 
kann auch durch die stärkere Öffnung der Schulen ge-
schehen, indem außerschulische Partner_innen in die 
Entwicklungsprozesse eingebunden werden.

 → Eine Subjektorientierung verweist außerdem auf die 
Notwendigkeit multiprofessioneller Zusammenarbeit im 
Schulsystem. Diesbezüglich ist auf der administrativen 
Ebene in den vergangenen Jahren bereits vieles ins Rol-
len gekommen.6 Rechtlich und strukturell sind diese 
schulischen, aber auch außerschulischen Kooperations-
notwendigkeiten weiter auszubauen und zu stärken.

 → Hieran angebunden sind auch Fragen der Selektion und 
Segregation. Anstatt auf Sitzenbleiben oder Abschulen 
zu setzen, sollte das Primat der Förderung gelten. Um 

6 Beispielhaft sei hier auf die Etablierung multiprofessioneller Teams an Schulen in NRW hingewiesen. Mehr dazu im Erlass des MSB NRW: https://www.schulministerium.
nrw/system/files/media/document/file/210505_erlass_multiprofessionelle_teams_gemeinsames_lernen_grundschulen_weiterfuehrende_schulen.pdf (23.3.2025).

die Grundbildung für alle zu sichern, sollten Ressourcen 
dafür bereitgestellt werden, dass Schüler_innen, die 
Schwierigkeiten in diesen Bereichen zeigen, gezielt ge-
fördert und unterstützt werden. Dies sollte nicht in die 
alleinige Verantwortung der Eltern übertragen werden, 
wie dies etwa durch private Nachhilfe geschieht. 

 → Die Entwicklung schulischer Schutzkonzepte zählt seit 
einigen Jahren zu den rechtlich verpflichtenden Maß-
nahmen der Einzelschule. Eine explizite Bezugnahme 
auf die KRK und die Deklination der Schutzkonzepte 
über die Rechtsbereiche der KRK würde die bereits be-
stehende verbindliche Entwicklung von schulischen 
Schutzkonzepten inhaltlich deutlich ausdifferenzieren 
und stärken. Innerhalb eines proaktiv verstandenen 
Schutzkonzeptes bedarf es der rechtlich verbindlichen 
Verankerung von Informations- und Präventionsmaß-
nahmen für die Schüler_innen. Damit können sowohl 
mögliche Unsicherheiten von Schüler_innen in Bezug 
auf die Bewertung gewaltvoller Situationen als auch 
eine mögliche Unsicherheit, im Beschwerdefall von Ver-
antwortungsträgern nicht ernst genommen zu werden, 
vermieden werden. Das Schutzkonzept kann damit Aus-
gangspunkt und Entwicklungsmotor einer gelebten kin-
derrechtsbasierten Schulkultur werden. 

 → In Verbindung mit dem Schutzkonzept steht außerdem 
eine schulrechtlich verbindliche Etablierung eines schul-
internen und -externen Beschwerdemanagements auf 
allen Ebenen an (Schüler_innen untereinander – Schü-
ler_innen – Lehrpersonen/schulische Mitarbeitende, 
Lehrpersonen/schulische Mitarbeitende untereinander – 
Lehrpersonen – Schulleitung etc.). Dies würde gerade 
bei Verletzungen der Kinderrechte die hierarchischen 
Hürden überwinden helfen, die das System Schule bis-
her auszeichnen. Die Angst vor negativen Folgen bei ei-
ner Beschwerde könnte genommen werden, ohne ein 
Denunziant_innentum zu fördern.

 → Mit Blick auf die Armutsgefährdung von Kindern und 
Jugendlichen könnte es eine Perspektive sein, finanzielle 
Belastungen von Familien auch über die Schulen zu sen-
ken. Hierzu zählen kostenfreie Besuche im frühkindli-
chen Bereich oder der Ganztagsangebote, die tatsäch-
lich kostenfreie Bereitstellung von Lernmaterialien (etwa 
Bücher), die Verpflegung ebenso wie Schüler_innen-
BaFöG oder vergleichbare Maßnahmen. Dies könnte 
auch die Akzeptanz der Institution Schule gesamtgesell-
schaftlich noch einmal erhöhen.

 → Letztlich müsste eine Bildungspolitik, die sich der Ver-
wirklichung der KRK verpflichtet sieht, eine (erneute) 
politische Initiative zur Verankerung der Kinderrechte im 
Grundgesetz eröffnen. 
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Professionalisierung von Lehrkräften

Die aufgeworfenen Argumente und Perspektiven der KRK 
führen auch zur Frage, was die Professionalität von Lehr-
kräften ausmacht und welche Aspekte hier Berücksichti-
gung finden sollten. Die breit geführte Diskussion der Pro-
fessionsforschung zum Lehrberuf beleuchtet unter Bezug 
auf unterschiedliche Paradigmen, Theorien und Modelle 
grundlegende Aspekte des Lehrberufs. So werden bei-
spielsweise Kompetenzen und Fähigkeiten von Lehrkräften 
aufgeführt (Baumert/Kunter 2011), die Notwendigkeit der 
Rekonstruktion bzw. Reflexion von Erfahrungen und Anti-
nomien im Schulsystem wird herausgestellt (Helsper 2014) 
oder es wird ein Fokus auf die berufsbiografischen Ent-
wicklungen und die Bewältigung beruflicher Krisen gelegt 
(Hericks et al. 2019).

Die hier aufgeführte kinderrechtsbasierte Gestaltung von 
Schule und Unterricht deutet in ihrer Konsequenz jedoch 
eine wertebasierte Ausrichtung der Lehrerprofessionalität 
an, die bisher nur bedingt in den Professionalisierungsan-
sätzen der Lehrerbildung zum Tragen kommt. Der Rechts-
auslegung der Konvention folgend tragen Lehrkräfte in der 
Rolle als Vertretende einer staatlichen Institution Verant-
wortung für Schutzbefohlene, sprich die Schüler_innen als 
Rechtsträger_innen. Eine solche normative Fundierung der 
Professionalisierung bietet auch für die Ausgestaltung der 
Phasen der Lehrpersonenbildung ein Gerüst, das sowohl 
für die (angehenden) Lehrpersonen als auch die Verant-
wortlichen in den Institutionen der Ausbildungsphasen Ori-
entierung bietet. Das professionelle Handeln von Lehrkräf-
ten sollte entlang der KRK-Rechtsbereiche Schutz, Förde-
rung und Beteiligung entwickelt werden. 

Vor diesem Hintergrund ist die Frage zu stellen, ob der 
Lehrberuf (in freiheitlich demokratischen Gesellschaften) 
nicht generell einer normativ-ethischen Grundlage bedarf, 
vergleichbar dem hippokratischen Eid der Medizin. Unter 
Verweis auf die oben dargestellten empirischen Daten zur 
aktuellen Situation im Schulsystem und den damit verbun-
denen Verletzungen der Kinderrechte ist dieser Fokus drin-
gend angeraten. Damit kann bewusst gemacht werden, 
welchen Grundlagen (angehende) Lehrpersonen als Verant-
wortungstragende verpflichtet sind. 

Es bedarf daher in einer kinderrechtsorientierten Lehrperso-
nenprofessionalisierung: 

 → des Wissens um die Rechtsbereiche der KRK, ihrer Ver-
bindlichkeit für staatliche Institutionen und ihrer Ausle-
gung für das Schulsystem;

 → einer umfassenden Auseinandersetzung mit den hetero-
genen Lern- und Lebensbedingungen von Schüler_innen 
und der Reflexion der Verantwortung des Schulsystems 
allgemein sowie des professionellen Umgangs damit;

 → der Reflexion von expliziten und impliziten Mustern der 
Benachteiligung von Schüler_innen im System Schule 
durch schulische Kulturen, Strukturen und Praktiken;

 → einer Vermittlung von wissenschaftlich-empirischem 
Wissen über Unterricht für heterogene Lerngruppen; 

 → einer Vermittlung von wissenschaftlich-empirischem 
Wissen über die Ausgestaltung von Partizipation in 
Schule und Unterricht;

 → einer verbindlichen Verankerung der KRK in ausbil-
dungsbezogenen Curricula der ersten und zweiten Phase 
der Lehrpersonenbildung; 

 → eines Ausbaus von Angeboten zur KRK in der dritten 
Phase der Lehrpersonenbildung;

 → einer Neuausrichtung der Kernkompetenzen von Lehr-
kräften unter der normativen Perspektive der KRK. 

Für eine wertebasierte Lehrkräfteprofessionalisierung emp-
fehlen wir deshalb Aus- und Weiterbildungsformate in allen 
Bereichen der Lehrkäftebildung: 

 → die Wissen über Kinderrechte einschließlich der drei 
Rechtsbereiche und ihrer Konsequenzen für das Schul-
system vermitteln; 

 → die zur Reflexion der bisherigen professionellen Denk- 
und Handlungsmuster im Lehrberuf anregen;

 → die den Schutz, die Förderung und die Beteiligung der 
Schüler_innen in den Mittelpunkt der Weiterentwicklung 
von Schule stellen und damit die Etablierung kinder-
rechtsbezogener Schulstrukturen fördern;

 → die eine Unterrichtskultur und -struktur entlang der 
Rechtsbereiche der KRK zu entwickeln vermögen;

 → die kinderrechts- bzw. menschenrechtsbezogene Profes-
sionalität definieren und ausdeklinieren (päd. Ethik); 

 → die eine Vermittlung von Strukturen, Konzepten und Me-
thoden der individuellen, inklusiven Förderung in den 
Blick nehmen;

 → die gelingende kinderrechtsbasierte Schulpraxis aufzei-
gen und erfahrbar machen.
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Einzelschule

Die kinderrechtsbezogene Perspektivierung von Schule und 
Unterricht hat das Potenzial, eine wertgebundene Antwort 
auf grundsätzliche Fragen der Weiterentwicklung von 
Schule und Unterricht zu geben, die durch die bestehenden 
empirischen Erkenntnisse und die daraus abgeleiteten kriti-
schen Anfragen an das deutsche Schulsystem seit Jahren 
virulent erscheinen. Diese Aufgabe ist sowohl im Großen 
als auch im Kleinen zu bewältigen. Aufbauend auf die kin-
derrechtskonformen administrativen und schulstrukturellen 
Rahmenbedingungen bedarf es an der Einzelschule Schul-
entwicklungsprozessen im Sinne eines kinderrechtsbasier-
ten Gesamtansatzes. Schulische Strukturen und Hand-
lungsmuster sind in Bezug auf die drei Rechtsbereiche 
Schutz, Förderung und Beteiligung zu reflektieren und 
schulprogrammatisch weiterzuentwickeln. Eine kinder-
rechtsbasierte Schulentwicklung vollzieht sich (mindes-
tens) auf drei Ebenen der Organisations-, Unterrichts- und 
Personalentwicklung nach Buhren/Rolff (2012). 

Eine Organisationsentwicklung im Sinne der Kinderrechte 
bedarf folgender Perspektiven:

 → Beschwerdeverfahren auf allen Ebenen (Schüler_innen, 
Eltern, Lehrkräfte …) etablieren – gegebenfalls auch 
ano nymisierte Verfahren; 

 → systematischer Aufbau von Feedbackstrukturen – neben 
den Beschwerdemöglichkeiten – in der Schule mit Blick 
auf das Schulleben und den Unterricht sowie das Han-
deln der Lehrpersonen und der Schulleitungen;

 → verbindliche und strukturell verankerte Kooperation und 
Vernetzung mit anderen Institutionen wie Jugendamt 
usw. für die Wahrung umfassenden Schutzes; 

 → Kooperation mit Kultureinrichtungen, Religionsgemein-
schaften und Zusammenschlüssen von ethnischen Grup-
pen im Nahraum der Schule;

 → partizipative Schulentwicklung unter Beteiligung aller 
schulischen Akteur_innen und der Multiprofessionalität 
des Kollegiums;

 → Beteiligung der Schüler_innen in einem stärkeren Aus-
maß an den schulischen Gremien, etwa der Schulkonfe-
renz, und den damit einhergehenden Mitentscheidungs-
möglichkeiten der Schüler_innen als Statusgruppe;

 → partizipative Schulleitung und die systematische Beteili-
gung aller schulischen Akteur_innen an der (Weiter-)
Entwicklung der Organisation.

Eine kinderrechtsbasierte Unterrichtsentwicklung bein-
haltet:

 → den Aufbau von Unterrichtsstrukturen, die Individualisie-
rung für und Mitbestimmung von Schüler_innen ermög-
lichen;

 → Etablieren von Unterrichtskonzepten und Methoden, die 
anerkennende Beziehungen und Partizipation von Schü-
ler_innen ermöglichen und Selbstwirksamkeit stärken;

 → Formulierung schulbezogener Curricula, die einerseits 
Verbindlichkeit im Erwerb von Kompetenzen für ein 
selbstbestimmtes Leben, andererseits aber auch Freihei-
ten im Lern- und Entwicklungsprozess des/der Einzelnen 
schaffen;

 → Lehrkräftekooperation für den Aufbau breit gefächerter 
und differenzierter Unterrichtsangebote und Unterstüt-
zungsmöglichkeiten für heterogene Lerngruppen;

 → die Beteiligung der Schüler_innen an Fragen der Unter-
richtsausgestaltung, etwa auf Ebene der Gegenstände, 
aber auch hinsichtlich der Leistungsrückmeldung und 
Leistungsfeststellung.

Unerlässlich für die Organisations- und Unterrichtsent-
wicklung ist dann auch eine entsprechende Personalent-
wicklung:

 → Aufstellen einer breiten pädagogischen Expertise durch 
die Anstellung unterschiedlicher Professionen für eine 
heterogene Schülerschaft;

 → Entwickeln und Etablieren von Reflexivität in Bezug auf 
das eigene pädagogische und didaktische Handeln, aber 
auch auf grundsätzliche schulische Abläufe und Muster 
(z. B. Übergänge, Notengebung …);

 → Schaffung multiprofessioneller Zusammenarbeit und ge-
meinsamer Verantwortungsübernahme der einzelnen 
Akteursgruppen.
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Kinderrechte als Grundlage für Schule und Unterricht

Deutschland hat im Jahr 1989 die UN-Kinderrechtskonvention (KRK) ratifiziert, 
die jungen Menschen umfassende Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte zu-
spricht. Obwohl die KRK damit geltendes Bundesrecht ist, bleibt die umfängli-
che Gewährleistung der Kinderrechte eine gesellschaftliche und politische Ge-
staltungsaufgabe. 

Gerade die Schule – als Ort des Lernens, des Zusammenlebens und der Demo-
kratie – bietet die Chance, die Rechte von Kindern und Jugendlichen nicht nur 
inhaltlich zu vermitteln, sondern sie als wesentlichen Bestandteil ihres Bildungs- 
und Erziehungsauftrags unmittelbar erlebbar zu machen. Besonders in Zeiten, in 
denen Kinder und Jugendliche gesellschaftliche Krisen als Dauerzustand erle-
ben, benötigen sie den Schutz ihrer Person und ihrer Entwicklung, eine zukunfts-
orientierte Förderung ihrer Begabungen und Fähigkeiten sowie die Beteiligung 
an Entscheidungen, die sie selbst und ihre Zukunft betreffen. Nicht zuletzt kann 
die biografisch frühzeitige Erfahrung eigener Rechte und konkreter Mitsprache-
möglichkeiten einen wesentlichen Schutz gegen die Entwicklung antidemokrati-
scher Haltungen und Einstellungen darstellen. 

Wie steht es vor diesem Hintergrund um die Umsetzung der Schutz-, Förder- 
und Beteiligungsrechte in Schule und Unterricht? Das vorliegende Gutachten 
greift diese Fragen auf, zeigt konkrete Möglichkeiten für die Ausgestaltung und 
Weiterentwicklung entsprechender Ansätze und formuliert Handlungsempfeh-
lungen für die Bildungspolitik, die Professionalisierung von Lehrkräften und die 
Einzelschule. 
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